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370. Verordnung: Studienordnung für die Studienrichtung Darstellende Geometrie (Lehramt
an höheren Schulen)

3 7 1 . Verordnung: Anglistischer Vorbereitungslehrgang
3 7 2 . Verordnung: Mathematischer Vorbereitungslehrgang
3 7 3 . Verordnung: Sportwissenschaftlicher Vorbereitungslehrgang
3 7 4 . Verordnung: Theologischer Vorbereitungslehrgang

3 7 0 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 30. Juni
1978 über die Studienordnung für die Stu-
dienrichtung Darstellende Geometrie (Lehr-

amt an höheren Schulen)

Auf Grund der §§ 1 bis 10, 12, 18, 20 und 21
des Bundesgesetzes vom 30. Juni 1971, BGBl.
Nr. 326, über geisteswissenschaftliche und natur-
wissenschaftliche Studienrichtungen in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 280/1972 in
Verbindung mit den Bestimmungen des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1966, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 458/1972 wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Unterricht und
Kunst verordnet:

I. A b s c h n i t t

ALLGEMEINES

Einrichtung

§ 1. (1) Die Studienrichtung Darstellende Geo-
metrie (Lehramt an höheren Schulen) ist an den
Technisch-Naturwissenschaftlichen Fakultäten der
Technischen Universitäten Wien und Graz ein-
zurichten.

(2) Über die Einrichtung an der Fakultät für
Bauingenieurwesen und Architektur an der Uni-
versität Innsbruck wird eine gesonderte Ver-
fügung ergehen.

Studienabschnitte und Studiendauer

§ 2. Das Studium der Studienrichtung Dar-
stellende Geometrie (Lehramt an höheren Schu-
len) besteht aus zwei Studienabschnitten und
erfordert, einschließlich der für die Anfertigung
der Diplomarbeit vorgesehenen Zeit, unbescha-
det des § 5 Abs. 5 und 6 des Bundesgesetzes
über geisteswissenschaftliche und naturwissen-
schaftliche Studienrichtungen, die Inskription von

neun Semestern. Der erste Studienabschnitt um-
faßt vier Semester, der zweite fünf Semester.

Kombination

§ 3. (1) Das Studium der Studienrichtung Dar-
stellende Geometrie (Lehramt an höheren Schu-
len) ist im Hinblick auf die wissenschaftlichen
Zusammenhänge nur mit dem Studium des
Studienzweiges Mathematik (Lehramt an höhe-
ren Schulen), beide jeweils entweder als erste
oder als zweite Studienrichtung, zu kombinie-
ren.

(2) Gemäß § 1 der Studienordnung für die
pädagogische Ausbildung von Lehramtskandida-
ten, BGBl. Nr. 170/1977, ist die allgemeine
pädagogische Ausbildung an der Grund- und
Integrativwissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Wien beziehungsweise an der Geistes-
wissenschaftlichen Fakultät der Universität Graz
eingerichtet und dort durchzuführen. Die fach-
didaktische Ausbildung (einschließlich der Durch-
führung des Schulpraktikums) wird an den Tech-
nisch-Naturwissenschaftlichen Fakultäten der
Technischen Universitäten Wien und Graz ein-
gerichtet.

II. A b s c h n i t t

ERSTER STUDIENABSCHNITT

Inskription im ersten Studienabschnitt

§ 4. (1) In der Studienrichtung Darstellende
Geometrie (Lehramt an höheren Schulen) sind
im ersten Studienabschnitt nach Maßgabe des
Studienplanes unter Berücksichtigung der vor-
handenen Lehr- und Forschungseinrichtungen ins-
gesamt mindestens 36 Wochenstunden aus den
Pflichtfächern zu inskribieren.

(2) Die Zahl der aus den kombinierten Stu-
dien inskribierten Wochenstunden hat in jedem
Semester insgesamt mindestens 15 zu betragen.
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(3) Während des ersten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern mindestens zu
inskribieren:

(4) Der Studienplan kann vorsehen, daß Lehr-
veranstaltungen aus den gemäß § 6 Abs. 4
lit. a bis c genannten Fächern im Gesamtaus-
maß bis zu 10 Semesterwochenstunden einschließ-
lich der in Abs. 5 genannten Lehrveranstaltungen
schon im ersten Studienabschnitt inskribiert wer-
den können.

(5) Die im § 6 Abs. 4 lit. d vorgesehenen
Lehrveranstaltungen können auch im ersten Stu-
dienabschnitt inskribiert und die Vorprüfung
über den Stoff dieser Lehrveranstaltungen kann
auch im ersten Studienabschnitt abgelegt werden.

Erste Diplomprüfung

§ 5. (1) Prüfungsfächer der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) Darstellende Geometrie,
b) Projektive Geometrie.

(2) Nicht bestandene Teilprüfungen oder Prü-
fungsteile von solchen dürfen nur dreimal, nicht
bestandene kommissionelle Prüfungen nur zwei-
mal wiederholt werden (§ 30 Abs. 1 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes). Beantragt
der Kandidat die kommissionelle Abnahme der
ersten Diplomprüfung nach einmaliger erfolg-
loser Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfun-
gen (Prüfungsteile), so gilt die kommissionelle
Prüfung als erste Wiederholung, sie kann im
Falle eines Mißerfolges noch zweimal wieder-
holt werden. Hat der Kandidat eine oder mehrere
Teilprüfungen (Prüfungsteile) schon zweimal er-
folglos abgelegt, so gilt die kommissionelle Prü-
fung als zweite Wiederholung und kann noch
einmal wiederholt werden. Hat der Kandidat
eine oder mehrere Teilprüfungen (Prüfungsteile)
schon dreimal ohne Erfolg abgelegt, so gilt die
kommissionelle Prüfung als Prüfung gemäß § 30
Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setzes und kann nicht mehr wiederholt werden.
Die Bestimmung des § 30 Abs. 1 zweiter bis
vierter Satz des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes bleibt unberührt.

(3) Die erste Diplomprüfung ist mündlich
(§ 23 Abs. 1 lit. a das Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) abzulegen. Die gesamte erste
Diplomprüfung oder einzelne Prüfungsfächer
(Teilprüfungen oder Prüfungsteile) sind dann
(schriftlich (§ 23 Abs. 1 lit. b oder lit. c des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes) oder in
schriftlichen und mündlichen Teilen abzulegen,
wenn das zuständige Organ der Universität fest-
stellt, daß dies nach Eigenart des Faches und
der Prüfungszwecke notwendig ist.

III. A b s c h n i t t

ZWEITER STUDIENABSCHNITT

Inskription im zweiten Studienabschnitt

§ 6. (1) Wenn die erste Diplomprüfung nicht
spätestens bis zum Ende des sechsten Semesters
vollständig abgelegt wurde, sind weitere Semester
in den zweiten Studienabschnitt nicht einzurech-
nen (§ 20 Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes). Bei Vorliegen wichtiger Gründe
(§ 6 Abs. 5 lit. b des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes) hat. jedoch das zuständige Or-
gan der Universität die Einrechnung weiterer
Semester zu bewilligen.

(2) In der Studienrichtung Darstellende Geo-
metrie (Lehramt an höheren Schulen) sind im
zweiten Studienabschnitt nach Maßgabe des Stu-
dienplanes unter Berücksichtigung der vorhande-
nen Lehr- und Forschungseinrichtungen, wenn sie
als erste Studienrichtung gewählt wurde, insge-
samt mindestens 39 Wochenstunden oder, wenn
sie als zweite Studienrichtung gewählt wurde,
37 Wochenstunden aus den im Abs. 4 genannten
Pflichtfächern zu inskribieren.

(3) Die Zahl der aus den kombinierten Studien
inskribierten Wochenstunden hat in jedem Se-
mester insgesamt mindestens 15, im ersten und
letzten einrechenbaren Semester des zweiten
Studienabschnittes jedoch insgesamt mindestens 5
zu betragen.

(4) Während des zweiten Studienabschnittes
sind aus den folgenden Pflicht- und Wahlfächern
mindestens zu inskribieren:

Vorprüfung zur zweiten Diplomprüfung

§ 7. (1) Wurde die Studienrichtung Darstellende
Geometrie (Lehramt an höheren Schulen) als erste
Studienrichtung gewühlt, so hat der Kandidat
zur zweiten Diplomprüfung eine Vorprüfung
nach Wahl über den Stoff von Lehrveranstal-
tungen, welche die Fachgebiete der Studienrich-
tung wissenstheoretisch und philosophisch ver-
tiefen oder welche sie in historischer oder wissen-
schaftsgeschichtlicher oder soziologischer Weise
erfassen, oder über Wissenschaftstheorie der
Naturwissenschaften abzulegen.

(2) § 5 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden.
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Zweite Diplomprüfung

§ 8. (1) Prüfungsfächer des ersten Teiles der
zweiten Diplomprüfung sind:

a) Konstruktive Abbildungsmethoden,
b) Höhere Geometrie.

Das in § 6 Abs. 4 lit. c genannte Fach ist dem
unter lit. a genannten Fach zuzuordnen.

(2) Der zweite Teil der zweiten Diplom-
prüfung hat zu umfassen:

a) eine Prüfung aus dem Teilgebiet des Prü-
fungsfaches, dem das Thema der Diplom-
arbeit zuzuordnen ist;

b) eine Prüfung aus einem weiteren Teilge-
biet eines Prüfungsfaches nach Wahl des
Kandidaten, das als ein Schwerpunkt der
gewählten Studienrichtung oder, sofern das
Thema der Diplomarbeit mit einem Prü-
fungsfach der zweiten Studienrichtung (des
•gewählten Studienzweiges der zweiten Stu-
dienrichtung) im Zusammenhang steht, die-
ser zweiten Studienrichtung (dieses Stu-
dienzweiges) anzusehen ist.

(3) § 5 Abs. 2 und 3 ist auf die Abhaltung
dies ersten Teiles der zweiten Diplomprüfung
sinngemäß anzuwenden.

(4) Der zweite Teil der zweiten Diplomprü-
fung ist mündlich abzuhalten.

IV. A b s c h n i t t

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

§ 9. Gemäß § 45 Abs. 7 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes haben ordentliche Hö-
rer, die vor Inkrafttreten des neuen Studien-
planes ihr Studium begonnen haben, das Recht,
sich durch schriftliche Erklärungen zu Beginn
des auf das Inkrafttreten das neuen Studien-
planes folgenden Semesters diesem neuen Studien-
plan zu unterwerfen. In diesem Fall werden
zurückgelegte Studien dieser Studienrichtung zur
Gänze in die vorgeschriebene Studiendauer ein-
gerechnet und alle abgelegten Prüfungen aner-
kannt. Fehlende Lehrveranstaltungen und Prü-
fungen sind bis zum Antreten zur kommissionel-
len Ablegung des ersten Teiles und zum zweiten
Teil der zweiten Diplomprüfung nachzuholen.

Firnberg

3 7 1 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 12. Juli
1978 über einen anglistischen Vorbereitungs-

lehrgang

Auf Grund der §§ 1, 2 Abs. 2, 4 Abs. 2 und
5 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Vorberei-
tungslehrgänge für die Studienberechtigungs-
prüfung, BGBl. Nr. 603/1976, wird im Einver-

nehmen mit dem Bundesminister für Unterricht
und Kunst verordnet:

Einrichtung

§ 1. An der Universität für Bildungswissen-
schaften Klagenfurt wird von September 1978
bis Juli 1979 ein zehnmonatiger Vorbereitungs-
lehrgang für die Studienberechtigungsprüfung zu
den in § 9 Abs. 1 genannten Studien eingerich-
tet.

Teilnehmerzahl

§ 2. In den Vorbereitungslehrgang sind höch-
stens dreißig Teilnehmer aufzunehmen. Bei we-
niger als zehn geeigneten Bewerbern ist der Lehr-
gang nicht durchzuführen.

Lehrplan

§ 3. (1) Der Vorbereitungslehrgang umfaßt
die Fächer

Eine Unterrichtseinheit ist mit 45 Minuten an-
zunehmen. Der Unterrichtsplan (Abs. 4) kann
eine Über- oder Unterschreitung der Zahl der
Unterrichtseinheiten des Faches „Sprachbeherr-
schung" um bis zu zehn und jedes der übrigen
Fächer um bis zu fünf Unterrichtseinheiten vor-
sehen. Die Bestimmungen der Abs. 5 und 6 wer-
den hiedurch nicht berührt.

(2) Die allgemeinen Unterrichtsgrundsätze so-
wie Bildungs- und Lehrziele, Lehrstoff und di-
daktische Grundsätze der einzelnen Fächer sind
der Anlage zu entnehmen.

(3) Zu Beginn des Vorbereitungslehrganges
sind die Teilnehmer mit Inhalt und Anforde-
rungen des Lehrganges sowie mit den zur Ver-
fügung stehenden Lernbehelfen vertraut zu ma-
chen. Ferner ist ihnen eine erste Einführung in
Ziele und Aufbau der in § 9 Abs. 1 genannten
Studien zu geben.

(4) Die für die Fächer zuständigen Universi-
tätslehrer haben dem Prüfungssenat einen Vor-
schlag über die Verteilung des Lehrstoffes auf
die im jeweiligen Fach zur Verfügung stehenden
Unterrichtseinheiten und die Verteilung der Un-
terrichtseinheiten im Rahmen des gesamten Vor-
bereitungslehrganges (Unterrichtsplan) zur Ge-
nehmigung vorzulegen. Die Vorlage hat so recht-
zeitig zu erfolgen, daß der Prüfungssenat den
Unterrichtsplan bis zum Beginn des Lehrganges
genehmigen kann.
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(5) Falls in einem Fach Lernunterlagen zur
Verfügung stehen, die infolge ihrer didaktischen
Gestaltung den Lehrervortrag zu ersetzen ver-
mögen, kann der Unterrichtsplan eine gegen-
über Abs. 1 entsprechend verminderte Zahl von
Unterrichtseinheiten vorsehen. Zumindest ist
jedoch eine für die Verarbeitung des individuell
gelernten Stoffes und die Beseitigung von sach-
lichen Unklarheiten und Lernschwierigkeiten
hinreichende Zahl von Unterrichtseinheiten ab-
zuhalten und den Teilnehmerin des Vorberei-
tungslehrganges die Möglichkeit zu schriftlichen
und mündlichen Anfragen außerhalb des Unter-
richtes einzuräumen.

(6) Den Teilnehmern des Vorbereitungslehr-
ganges ist Gelegenheit zu geben, durch je nach
Eigenart des Faches geeignete mündliche, schrift-
liche oder praktische Aufgabenstellungen ihren
Lernfortschritt zu überprüfen. Besonders fort-
geschrittenen Teilnehmern kann vom Besuch ein-
zelner Unterrichtseinheiten Nachsicht erteilt
werden. Teilnehmer mit Lernrückständen sind
durch Beratung und besondere Betreuung nach
Möglichkeit zu fördern.

(7) Die für den Unterricht der Fächer zustän-
digen Universitätslehrer haben jedenfalls die An-
zahl der tatsächlich abgehaltenen Unterrichts-
einheiten ihres jeweiligen Faches {Abs. 5) und
Nachsichten vom Besuch einzelner Unterrichts-
einheiten (Abs. 6) in zweckmäßiger Weise schrift-
lich festzuhalten.

{8) Sind am Unterricht eines Faches mehrere
Universitätslehrer beteiligt, so ist derjenige als
zuständiger anzusehen, dem der größte Anteil
am Unterricht des betreffenden Faches zukommt.
Im Zweifelsfall haben die am Unterricht mit-
wirkenden Universitätslehrer einvernehmlich den
zuständigen zu bestimmen. Ist dies bis zur letzten
Woche vor Beginn des Vorbereitungslehrganges
nicht erfolgt, entscheidet der Prüfungssenat nach
Anhörung der Beteiligten.

Studienberechtigungsprüfung

§ 4. (1) Die Studienberechtigungsprüfung ist
vom gesamten Prüfungssenat als kommissionelle
Prüfung über alle Fächer des Vorbereitungslehr-
ganges abzuhalten.

(2) Der für den Unterricht eines Faches zu-
ständige Universitätslehrer ist Prüfer für dieses
Fach, sofern er dem Prüfungssenat angehört. Die
Prüfer für die übrigen Fächer bestellt der Prü-
fungssenat aus seiner Mitte. Er hat dabei auf
die Lehr- und Unterrichtsbefugnisse oder Fach-
kenntnisse seiner Mitglieder Rücksicht zu neh-
men. Unter derselben Rücksichtnahme kann für
ein Fach ein zweiter Prüfer bestellt werden,
wenn dies im Hinblick auf den inhaltlich unter-
schiedlichen Lehrstoff notwendig erscheint.

(3) Die Studienberechtigungsprüfung ist frü-
hestens in der vorletzten Woche des Vorberei-
tungslehrganges zu beginnen und spätestens in
der zweiten Woche nach Beendigung des Lehr-
ganges abzuschließen. Ort und Termin sind vom
Prüfungssenat festzulegen und spätestens vier
Wochen vor Abhakung der Prüfung den Teil-
nehmern des Vorbereitungslehrganges bekannt-
zugeben.

(4) Der einem Fach entsprechende Prüfungsteil
kann bereits vor dem in Abs. 3 genannten Ter-
min abgehalten werden, sofern der Unterricht
im betreffenden Fach gemäß Unterrichtsplan ab-
geschlossen ist. Der Prüfungstermin ist in diesem
Fall über Vorschlag des für den Unterricht des
Faches zuständigen Universitätslehrers festzulegen
und den Teilnehmern des Vorbereitungslehrgan-
ges spätestens vier Wochen vor Abhaltung des
Prüfungsteiles bekanntzugeben.

(5) Beherrscht ein Lehrgangsteilnehmer ein
Fach zu Beginn des Lehrganges in dem vom
Lehrplan festgelegten Ausmaß, so kann er über
seinen Antrag vom Prüfungssenat im ersten
Monat des Vorbereitungslehrganges zur Able-
gung des Prüfungsteiles über dieses Fach zuge-
lassen werden. Der für den Unterricht des
Faches zuständige Universitätslehrer ist zu hören.

(6) Ist ein Kandidat nachweislich durch Krank-
heit oder ein sonstiges unvorhergesehenes oder
unabwendbares Ereignis, das er nicht selbst ver-
schuldet hat, verhindert, die Studienberechti-
gungsprüfung oder einen Teil derselben zum fest-
gesetzten Termin zu absolvieren, so hat ihm der
Prüfungssenat einen Ersatztermin zuzuweisen. Bei
Anberaumung des Termines sind die jeweiligen
Umstände, insbesondere eine schwere oder länger
dauernde Krankheit, zu berücksichtigen. Der
Kandidat ist zu hörer.

Durchführung der Studienberechtigungsprüfung

§ 5. (1) Der Prüfungssenat hat anläßlich der
Genehmigung des Unterrichtsplanes (§ 3 Abs. 4)
hinsichtlich jedes (Faches nach dessen Eigenart zu
entscheiden, ob es mündlich oder schriftlich oder
schriftlich und mündlich zu prüfen ist. Der für
den Unterricht des Faches zuständige Universi-
tätslehrer ist vor Beschlußfassung zu hören. Das
Fach „Sprachbeherrschung" ist im Rahmen der
abschließenden Prüfung schriftlich und mündlich
zu prüfen.

(2) Ein schriftlicher Prüfungsteil ist vor dem
zugehörigen mündlichen abzuhalten.

(3) Die Prüfungsaufgaben für schriftliche Prü-
fungsteile sind über Vorschlag des zuständigen
Prüfers vom Prüfungssenat spätestens eine Woche
vor Abhaltung des Prüfungsteiles festzulegen.
Beziehen sich schriftliche Arbeiten auf mehrere
Fächer zugleich, so werden die Aufgaben von
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den beteiligten Prüfern gemeinsam vorgeschlagen.
Der Vorsitzende des Prüfungssenates hat darauf
zu achten, daß die festgelegten Prüfungsaufgaben
den Kandidaten nicht vorzeitig bekannt werden.

(4) Die Arbeitszeit für schriftliche Prüfungs-
teile ist nach dem Umfang der Aufgabenstellung
festzulegen. Sie beträgt mindestens eineinhalb
und höchstens vier Stunden. Wenn schriftliche
Prüfungsteile von mehreren Kandidaten gleich-
zeitig abgelegt werden, sind ihnen dieselben
Aufgaben zu stellen. Der Vorsitzende des Prü-
fungssenates hat für eine geeignete Aufsicht bei
der Durchführung der schriftlichen Arbeiten zu
sorgen. Für einen Tag darf nicht mehr als ein
schriftlicher Prüfungsteil anberaumt werden.

(5) Die Prüfungsdauer der mündlichen Prüfung
(eines mündlichen Prüfungsteiles) soll bei einem
Kandidaten in einem vorzeitig abgelegten Prü-
fungsteil (§ 4 Abs. 4 und 5) dreißig Minuten
und im Rahmen der abschließenden Prüfung
eine Stunde in der Regel nicht überschreiten.

(6) Die Prüfungsfragen der mündlichen Prü-
fung sind nach Möglichkeit so auszuwählen, daß
der Kandidat seine Einsicht in die Fachzusam-
menhänge darzutun vermag. Die Mitglieder des
Prüfungssenates können sich im Rahmen der
vom Prüfer gestellten Fragen am Prüfungsge-
spräch beteiligen.

(7) Die im Rahmen der mündlichen Prüfung
(mündlichen Prüfungsteile) gestellten Fragen, die
Prüfungsaufgaben für schriftliche Arbeiten und
das Ergebnis der Beurteilung (§ 6 Abs. 3 und 4)
samt stichwortartiger Angabe der für diese Be-
urteilung maßgeblichen Gesichtspunkte sind in
einem Prüfungsprotokoll festzuhaken.

Beurteilung der Studienberechtigungsprüfung

§ 6. (1) Schriftliche Arbeiten sind vom Prü-
fer durchzusehen und unter Anfügung einer be-
wertenden Stellungnahme dem Prüfungssenat
zur Beurteilung vorzulegen. Bezieht sich eine
schriftliche Arbeit auf mehrere Fächer, so ist sie
von den beteiligten Prüfern für ihr jeweiliges
Fach durchzusehen rund mit einer Stellungnahme
zu versehen.

(2) Bei der Beurteilung der mündlichen Prü-
fung ist neben der bei Beantwortung der Prü-
fungsfragen gezeigten Kenntnis des lehrplanmä-
ßigen Unterrichtsstoffes auch die Fähigkeit des
Kandidaten zu berücksichtigen, sich in einer dem
Gegenstand entsprechenden Weise zusammen-
hängend auszudrücken und im Gespräch mit
dem Prüfer das erworbene Wissen folgerichtig
anzuwenden.

(3) Nach Beendigung der Studienberechti-
gungsprüfung eines Kandidaten entscheidet der
Prüfungssenat auf Grund der in den einzelnen
Prüfungsteilen erwiesenen Leistungen in nicht-
öffentlicher Sitzung über Vorschlag der Prüfer

nach Aussprache zwischen den Senatsmitgliedern
über den Erfolg der Studienberechtigungsprü-
fung. Die Beurteilung lautet auf „bestanden",
wenn die Beherrschung der im Lehrplan festge-
legten Lehrstoffe und die Erreichung der Lehr-
ziele jedes Faches in einem Ausmaß nachgewie-
sen wurden, das erwarten läßt, daß der Kandidat
den Anforderungen des angestrebten Studiums
gewachsen sein wird. Andernfalls lautet die Be-
urteilung auf „nicht bestanden". Bei Stimmen-
gleichheit ist die für den Kandidaten günstigere
Meinung als beschlossen anzusehen. Das Ergebnis
ist dem Kandidaten mündlich mitzuteilen.

(4) Vorzeitig abgelegte Prüfungsteile (§ 4
Abs. 4 und 5) sind unter sinngemäßer Anwen-
dung der Abs. 1 bis 3 zu beurteilen. Das ent-
sprechende Fach ist im Fall der positiven Beur-
teilung für den betreffenden Kandidaten nicht
mehr Prüfungsgegenstand.

Wiederholung der Studienberechtigungsprüfung

§ 7. (1) Wurde ein vorzeitig abgelegter Prü-
fungsteil (§ 4 Abs. 4 und 5) nicht bestanden, so
ist eine einmalige Wiederholung zulässig, welche
im Fall des § 4 Abs. 5 den Abschluß des ent-
sprechenden Faches gemäß Unterrichtsplan vor-
aussetzt.

(2) Wurde die Studienberechtigungsprüfung
mit „nicht bestanden" beurteilt, so ist eine ein-
malige Wiederholung zulässig. Der Prüfungsse-
nat hat den Stoff der Wiederholungsprüfung auf
die für die negative Beurteilung maßgeblichen
Gegenstände einzuschränken und demnach den
Zeitpunkt der Wiederholungsprüfung minde-
stens zwei Monate und höchstens sechs Monate
nach dem Termin der Studienberechtigungsprü-
fung festzusetzen.

Prüfungssenat

§ 8. (1) Der Prüfungssenat ist bei Anwesen-
heit von wenigstens zwei Dritteln seiner Mit-
glieder beschlußfähig und entscheidet mit einfa-
cher Stimmenmehrheit. Stimmenthaltung ist un-
zulässig. Der Vorsitzenide stimmt mit.

(2) Der Vorsitzende des Prüfungssenates be-
ruft die Sitzungen ein und leitet sie. Er führt
die laufenden Geschäfte des Prüfungssenates und
sorgt für die Protokollierung der Beschlüsse und
für die Führung des Prüfungsprotokolls (§ 5
Abs. 7).

(3) Der Prüfungssenat kann den Vorsitzenden
ermächtigen, einzelne genau bezeichnete Angele-
genheiten für den Senat zu entscheiden. Von
einer derartigen Ermächtigung sind die Bestel-
lung von Prüfern (§ 4 Abs. 2) sowie die Durch-
führung und Beurteilung der Studienberechti-
gungsprüfung ausgenommen.
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(4) Ist der Vorsitzende des Prüfungssenates als
Prüfer tätig, so hat sein gewählter Stellvertreter
die Funktion des Vorsitzenden zu übernehmen.

Studienberechtigung

§ 9. (1) Die bestandene Studienberechtigungs-
prüfung berechtigt zum Studium der Studien-
richtungen Anglistik und Amerikanistik sowie
Übersetzer- und Dolmetscherausbildung mit Eng-
lisch als erster Fremdsprache und zum Kurz-
studium für Übersetzer mit Englisch als erster
Fremdsprache nach dem Bundesgesetz über
geisteswissenschaftliche und naturwissenschaft-
liche Studienrichtungen, BGBl. Nr. 326/1971.

(2) Soweit die für die im Albs. 1 genannten
Studien geltenden Studienvorschriften die Kom-
bination mit einer weiteren Studienrichtung
(einem weiteren Studienzweig) vorschreiben,
haben Kandidaten, die ein derartiges Studium
anstreben, eine weitere Studienberechtigung zu
erwerben. Der für die Studienberechtigungsprü-
fung auf Grund eines weiteren Vorbereitungs-

lehrganges zuständige Prüfungssenat hat dem
Kandidaten über dessen Antrag nach erfolgter
Zulassung zum Lehrgang die Lehr- und Prü-
fungsgegenstände in dem Maß einzuschränken,
in dem sie nach dem Lehrplan (§ 3) dieser Ver-
ordnung bereits als absolviert zu betnachten sind.

(3) Über die bestandene Studienberechtigungs-
prüfung ist dem Kandidaten vom Vorsitzenden
des Prüfungssenates ein Zeugnis auszustellen,
das insbesondere die Prüfungsfächer und die er-
worbene Studienberechtigung (Abs. 1) ausweist.

(4) Das Recht, die Studienberechtigung für
eine weitere Studienrichtung (einen weiteren
Studienzweig) nach Maßgabe der Verordnung
über die Berufsreifeprüfung zum Erwerb der
Studienberechtigung an wissenschaftlichen Hoch-
schulen, StGBl. Nr. 167/1945, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 25/1947 zu er-
werben, wird durch die Bestimmungen des Abs. 2
nicht berührt.

Firnberg
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Anlage

LEHRPLAN DES ANGLISTISCHEN VORBEREITUNGSLEHRGANGES

A. ALLGEMEINE UNTERRICHTSGRUND-
SÄTZE

1. Bei der Auswahl der Lehrinhalte ist auf
den Zusammenhang mit den Fächern der
Studien zu achten, auf die der Lehrgang vor-
bereitet.

2. Der Unterricht des Vorbereitungslehrganges
ist als Ganges zu sehen und durch ent-
sprechende zeitliche und inhaltliche Koordi-
nation der Fächer und Unterrichtseinheiten
entsprechend zu gestalten.

3. Besonders zu Beginn des Vorbereitungslehr-
ganges ist auf das verschiedene Wissens- und
Verständnisniveau der Teilnehmer Rücksicht
zu nehmen und durch Beratung und dif-
ferenzierte Aufgabenstellung auf eine allen
Teilnehmern gemeinsame Ausgangsbasis hin-
zuarbeiten.

4. Nach Maßgabe der personellen Möglich-
keiten, der Erfordernisse des jeweiligen
Faches und der Verschiedenheit des Wissens-
und Verständnisniveaus der Teilnehmer ist
der Unterricht in kleinen Gruppen anzu-
streben.

5. Der Unterricht hat auf die besondere Lern-
disposition von Erwachsenen Bedacht zu
nehmen. Die Teilnehmer sind unter Be-
rücksichtigung der Eigenart der jeweiligen
Lehrstoffe zur aktiven Teilnahme am Unter-
richtsgeschehen, zur kritischen argumenta-
tiven Auseinandersetzung mit dem Lehr-
stoff, insbesondere aus der Sicht ihrer bis-
herigen Erfahrungen, und zum gemeinsamen
Lernen anzuregen.

6. In allen Fächern sind den Lehrgangsteil-
nehmern Anleitungen zum methodisch
richtigen Lernen zu gelben; durch regel-
mäßige Überprüfung des Lernfortschrittes
sind sie überdies zur kontinuierlichen Be-
schäftigung mit dem Lehrstoff anzuhalten.
Regelmäßig sind Unterrichtseinheiten der
Wiederholung bzw. Übung des bisher Ge-
lernten zu widmen.

7. Die Teilnehmer des Vorbereitungslehrganges
sind mit der universitären Studienwirklich-
keit vertraut zu machen. Dies kann insbe-
sondere durch den Besuch geeigneter studien-
planmäßiger Lehrveranstaltungen jener Stu-
dien geschehen, auf die der Lehrgang vor-
bereitet. Derartige Lehrbesuche sollen in
Form einer Nachbesprechung, nach Möglich-
keit zusammen mit ordentlichen Hörern
der betreffenden Studien aufgearbeitet wer-

den. Die Fähigkeit, die wesentlichen Lehr-
inhalte in einer eigenen Mitschrift für
Zwecke des individuellen Studiums festzu-
halten, ist hiebei besonders zu schulen.

B. BILDUNGS- UND LEHRZIELE, LEHR-
STOFF UND DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE

DER EINZELNEN FÄCHER

1. Sprachbeherrschung

a) Bildungs- und Lehrziele:
Sicherheit im mündlichen und schriftlichen

Ausdruck, in der Artikulation und in der Gram-
matik; Fähigkeit, Fragen, Berichte und Gespräche
in Konversationsenglisch bei normaler Sprech-
geschwindigkeit zu verstehen und sich an eng-
lischer Konversation für die Gesprächspartner
verständlich beteiligen zu können; fließendes
Lesen und Verstehen kurzer Texte über allgemein
bekannte Inhalte; Fähigkeit zur Abfassung ver-
ständlicher und sprachlich weitgehend richtiger
erzählender, argumentativer und beschreibender
Aufsätze.

b) Lehrstoff:
In der Grammatik sind vor allem die folgen-

den Gegenstände intensiv zu erarbeiten und zu
festigen: Zeitwort (Zeiten, Hilfszeitwörter,
Partizip des Präsens, Gerundium); Hauptwort;
Umstandswort (Bildung und Verwendung); Vor-
wörter; Satzlehre; Schulung des Hörverständ-
nisses an Tondokumenten englischer Herkunft;
phonetische und Intonationsübungen im Sprach-
labor; Wortschatzübungen einschließlich der
Erarbeitung der häufigeren Phrasen; Überset-
zungstechnik; Erstellung von Zusammenfassungen
(z. B. Vortragsmitschrift); Abfassen von Thesen-
papieren und Stellungnahmen sowie kürzeren
thematischen Abhandlungen (Aufsatz).

c) Didaktische Grundsätze:
Bei der Stoffauswahl ist auf landes- und kul-

turkundliche Themen besonders Rücksicht zu
nehmen; neben Texten in gehobener Sprache
sind auch Dokumente aus dem Bereich der
Massenmedien und des Alltagslebens heranzu-
ziehen. Bei den Wortschatzübungen ist der
berufliche Erfahrungsbereich der Teilnehmer
nach Möglichkeit zu berücksichtigen („prakti-
sches Englisch").

2. Einführung in die englischsprachige Literatur

a) Bildungs- und Lehrziele:
Ausbau und Vertiefung der Leseerfahrung;

Weiterführung vom „normalen" Lesen zu den
wichtigsten Formen literaturwissenschaftlicher
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Rezeption und Kritik; Kenntnis der literari-
schen Traditionen und Epochen im Überblick.

b) Lehrstoff:
Literaturwissenschaftliche Grundbegriffe wie

Form und Inhalt, Fiktion und Wirklichkeit,
Metaphorik und Symbolik, Interpretation und
Analyse; einfaches Lesen und literaturwissen-
schaftliche Betrachtungsweisen, Verhältnis von
inner- und außertextlichen Bezugssystemen, lite-
rarischer Text und literaturwissenschaftliche Ter-
minologie; Anwendung der literaturwissenschaft-
lichen Kenntnisse auf Texte verschiedener lite-
rarischer Art; Einführung in die wichtigsten
Epochen und Traditionen der Literatur.

c) Didaktische Grundsätze:
Bei der Textauswahl ist der landes- und kul-

turkundliche Aspekt zu berücksichtigen.

3. Sprachlehre

a) Bildungs- und Lehrziele:
Einsicht in Wesen, Struktur, Entwicklung und

Verwendung der deutschen und englischen
Sprache sowie in Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede der beiden Sprachsysteme.

b) Lehrstoff:
Die phonologischen Systeme des Englischen

und Deutschen einschließlich der Lautschrift;
Aspekte der englischen Grammatik und des eng-
lischen Wortschatzes in Kontrast zum deutschen;
Formen sozialer und geographischer Variation
des Englischen.

c) Didaktische Grundsätze:
Gemeinsamkeiten und Unterschiede des Deut-

schen und Englischen sind herauszuarbeiten, um
die Eigenart jeder der beiden Sprachen hervorzu-
heben, Probleme beim Spracherwerb verständlich
zu machen und in die fremde Sprach- und
Kulturwelt einzuführen.

4. Wissenschaftspropädeutik

a) Bildungs- und Lehrziele:
Weiterentwicklung der individuellen und

sozialen Studierfähigkeit; Einblick in Gegen-
stände und Methoden der Hauptbereiche wissen-
schaftlicher Lehre und Forschung; Förderung der
Fähigkeit zum exakten, logischen und kritischen
Denken sowie eines entsprechenden mündlichen
und schriftlichen Ausdruckes; Kenntnis der
Anforderungen des angestrebten Universitäts-
studiums und der Lernmethoden und -techniken.

b) Lehrstoff:
Übergang vom Berufsleben in die Lernsitua-

tion der Universität soziales Lernen und uni-
versitäre Lernorganisation; Motivation; Metho-
den und Techniken des wissenschaftlichen Arbei-
tens; Übungen im logischen Denken; Bedeutung
und Grenzen der Logik im menschlichen Den-
ken; Aufgaben und hauptsächliche Anwendungs-
gebiete der Sprachwissenschaften im Überblick;
Lernmethoden in den modernen Sprach- und
Literaturwissenschaften.

c) Didaktische Grundsätze:
Der Übergang Berufsleben — Universität sowie

die Themenkreise soziales Lernen, univer-
sitäre Lernorganisation und Motivation sollen
zu Beginn des Lehrganges behandelt werden.
Neben der Vermittlung einschlägigen Wissens-
stoffes und Anregung zu eigener Lektüre und
Weiterbildung sollen die Teilnehmer des Lehr-
ganges die Möglichkeit haben, ihr bereits erwor-
benes Wissen sowie ihre einschlägigen Erfahrun-
gen mündlich und schriftlich darzulegen. Sie
sollen zu sachlicher Diskussion und zur koopera-
tiven Problemlösung angeleitet und im Umgang
mit den Hilfsmitteln und Arbeitsmethoden des
von ihnen gewählten Studiums geübt werden.
Mängel im mündlichen und schriftlichen Aus-
druck sind laufend aufzuarbeiten.
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3 7 2 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 12. Juli
1978 über einen mathematischen Vorberei-

tungslehrgang

Auf Grund der §§ 1, 2 Abs. 2, 4 Abs. 2 und
5 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Vorberei-
tungslehrgänge für die Studienberechtigungsprü-
fung, BGBl. Nr. 603/1976, wird im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Unterricht
und Kunst verordnet:

Einrichtung

§ 1. An der Universität für Bildungswissen-
schaften Klagenfurt wird von September 1978
bis Juli 1979 ein zehnmonatiger Vorbereitungs-
lehrgang für die Studienberechtigungsprüfung
zu den in § 9 Abs. 1 genannten Studien einge-
richtet.

Teilnehmerzahl

§ 2. In den Vorbereitungslehrgang sind höch-
stens dreißig Teilnehmer aufzunehmen. Bei
weniger als zehn geeigneten Bewerbern ist der
Lehrgang nicht durchzuführen.

Lehrplan

§ 3. (1) Der Vorbereitungslehrgang umfaßt
die Fächer

Eine Unterrichtseinheit ist mit 45 Minuten anzu-
nehmen. Der Unterrichtsplan (Abs. 4) kann eine
Ober- oder Unterschreitung der Zahl der Unter-
richtseinheiten des Faches „Mathematik" um bis
zu zehn und jedes der übrigen Fächer um bis zu
fünf Unterrichtseinheiten vorsehen. Die Bestim-
mungen der Abs. 5 und 6 werden hiedurch
nicht berührt.

(2) Die allgemeinen Unterrichtsgrundsätze
sowie Bildungs- und Lehrziele, Lehrstoff und
didaktische Grundsätze der einzelnen Fächer sind
der Anlage zu entnehmen.

(3) Zu Beginn des Vorbereitungslehrganges
sind die Teilnehmer mit Inhalt und Anforderun-
gen des Lehrganges sowie mit den zur Verfügung
stehenden Lernbehelfen vertraut zu machen.
Ferner ist ihnen eine erste Einführung in Ziele
und Aufbau der in § 9 Abs. 1 genannten Studien
zu geben.

(4) Die für die Fächer zuständigen Universi-
tätslehrer haben dem Prüfungssenat einen Vor-

schlag über die Verteilung des Lehrstoffes auf
die im jeweiligen Fach zur Verfügung stehenden
Unterrichtseinheiten und die Verteilung der
Unterrichtseinheiten im Rahmen des gesamten
Vorbereitungslehrganges (Unterrichtsplan) zur
Genehmigung vorzulegen. Die Vorlage hat so
rechtzeitig zu erfolgen, daß der Prüfungssenat
den Unterrichtsplan bis zum Beginn des Lehr-
ganges genehmigen kann.

(5) Falls in einem Fach Lernunterlagen zur
Verfügung stehen, die infolge ährer didaktischen
Gestaltung den Lehrervortrag zu ersetzen ver-
mögen, kann der Unterrichtsplan eine gegenüber
Abs. 1 entsprechend verminderte Zahl von Un-
terrichtseinheiten vorsehen. Zumindest ist jedoch
eine für die Verarbeitung des individuell gelern-
ten Stoffes und die Beseitigung von sachlichen
Unklarheiten und Lernschwierigkeiten hinrei-
chende Zahl von Unterrichtseinheiten abzuhalten
und den Teilnehmern des Vorbereitungslehr-
ganges die Möglichkeit zu schriftlichen und
mündlichen Anfragen außerhalb des Unterrichtes
einzuräumen.

(6) Den Teilnehmern des Vorbereitungslehr-
ganges ist Gelegenheit zu geben, durch je nach
Eigenart des Faches geeignete mündliche, schrift-
liche oder praktische Aufgabenstellungen ihren
Lernfortschritt zu überprüfen. Besonders fort-
geschrittenen Teilnehmern kann vom Besuch
einzelner Unterrichtseinheiten Nachsicht erteilt
werden. Teilnehmer mit Lernrückständen sind
durch Beratung und besondere Betreuung nach
Möglichkeit zu fördern.

(7) Die für den Unterricht der Fächer zu-
ständigen Universitätslehrer haben jedenfalls die
Anzahl der tatsächlich abgehaltenen Unterrichts-
einheiten ihres jeweiligen Faches (Abs. 5) und
Nachsichten vom Besuch einzelner Unterrichts-
einheiten (Abs. 6) in zweckmäßiger Weise schrift-
lich festzuhalten.

(8) Sind am Unterricht eines Faches mehrere
Universitätslehrer beteiligt, so ist derjenige als
zuständiger anzusehen, dem der größte Anteil
am Unterricht des betreffenden Faches zukommt.
Im Zweifelsfall haben die am Unterricht mitwir-
kenden Universitätslehrer einvernehmlich den
zuständigen zu bestimmen. Ist dies bis zur
letzten Woche vor Beginn des Vorbereitungs-
lehrganges nicht erfolgt, entscheidet der Prü-
fungssenat nach Anhörung der Beteiligten.

Studienberechtigungsprüfung

§ 4. (1) Die Studienberechtigungsprüfung ist
vom gesamten Prüfungssenat als kommissionelle
Prüfung über alle Fächer des Vorbereitungslehr-
ganges abzuhalten.

(2) Der für den Unterricht eines Faches zu-
ständige Universitätslehrer ist Prüfer für dieses
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Fach, isofern er dem Prüfungssenat angehört.
Die Prüfer für die übrigen Fächer bestellt der
Prüfungssenat aus seiner Mitte. Er hat dabei auf
die Lehr- und Unterrichtsbefugnisse oder Fach-
kenntnisse seiner Mitglieder Rücksicht zu neh-
men. Unter derselben Rücksichtnahme kann für
ein Fach ein zweiter Prüfer bestellt werden, wenn
dies im Hinblick auf den inhaltlich unterschied-
lichen Lehrstoff notwendig erscheint.

(3) Die Studienberechtigungsprüfung ist frühe-
stens in der vorletzten Woche des Vorbereitungs-
lehrganges zu beginnen und spätestens in der
zweiten Woche nach Beendigung des Lehrganges
abzuschließen. Ort und Termin sind vom Prü-
fungssenat festzulegen und spätestens vier Wo-
chen vor Abhaltung der Prüfung den Teilneh-
mern des Vorbereitungslehrganges bekanntzuge-
ben.

(4) Der einem Fach entsprechende Prüfungsteil
kann bereits vor dem in Abs. 3 genannten Ter-
min abgehalten werden, isofern der Unterricht
im betreffenden Fach gemäß Unterrichtsplan
abgeschlossen ist. Der Prüfungstermin ist in
diesem Fall über Vorschlag des für den Unter-
richt des Faches zuständigen Universitätslehrers
festzulegen und den Teilnehmern des Vorberei-
tungslehrganges spätestens vier Wochen vor Ab-
haltung des Prüfungsteiles bekanntzugeben.

(5) Beherrscht ein Lehrgangsteilnehmer ein
Fach zu Beginn des Lehrganges in dem vom
Lehrplan festgelegten Ausmaß, so kann er über
seinen Antrag vom Prüfungssenat im ersten
Monat des Vorbereitungslehrganges zur Able-
gung des Prüfungsteiles über dieses Fach zuge-
lassen werden. Der für den Unterricht des
Faches zuständige Universitätslehrer ist zu
hören.

(6) Ist ein Kandidat nachweislich durch Krank-
heit oder ein sonstiges unvorhergesehenes oder
unabwendbares Ereignis, das er nicht selbst ver-
schuldet hat, verhindert, die Studienberechti-
gungsprüfung oder einen Teil derselben zum
festgesetzten Termin zu absolvieren, so hat ihm
der Prüfungssenat einen Ersatztermin zuzu-
weisen. Bei Anberaumung des Termines sind
die jeweiligen Umstände, insbesondere eine
schwere oder länger dauernde Krankheit, zu
berücksichtigen. Der Kandidat ist zu hören.

Durchführung der Studienberechtigungsprüfung

§ 5. (1) Der Prüfungssenat hat anläßlich der
Genehmigung des Unterrichtsplanes (§ 3 Abs. 4)
hinsichtlich jedes Faches nach dessen Eigenart zu
entscheiden, ob es mündlich oder schriftlich oder
schriftlich und mündlich zu prüfen ist. Der für
den Unterricht des Faches zuständige Univer-
sitätslehrer ist vor Beschlußfassung zu hören.
Das Fach „Mathematik" ist im Rahmen der
abschließenden Prüfung schriftlich und münd-
lich zu prüfen.

(2) Ein schriftlicher Prüfungsteil ist vor dem
zugehörigen, mündlichen abzuhalten.

(3) Die Prüfungsaufgaben für schriftliche
Prüfungsteile sind über Vorschlag des zuständigen
Prüfers vom Prüfungssenat spätestens eine Woche
vor Abhaltung des Prüfungsteiles festzulegen.
Beziehen sich schriftliche Arbeiten auf mehrere
Fächer zugleich, so werden die Aufgaben von
den beteiligten Prüfern gemeinsam vorgeschlagen.
Der Vorsitzende des Prüfungssenates hat darauf
zu achten, daß die festgelegten Prüfungsaufgaben
den Kandidaten nicht vorzeitig bekannt werden.

(4) Die Arbeitszeit für schriftliche Prüfungs-
teile ist nach dem Umfang der Aufgabenstellung
festzulegen. Sie beträgt mindestens eineinhalb
und höchstens vier Stunden. Wenn schriftliche
Prüfungsteile von mehreren Kandidaten gleich-
zeitig abgelegt werden, sind ihnen dieselben
Aufgaben zu stellen. Der Vorsitzende des Prü-
fungssenates hat für eine geeignete Aufsicht bei
der Durchführung der schriftlichen Arbeiten zu
sorgen. Für einen Tag darf nicht mehr als ein
schriftlicher Prüfungsteil anberaumt werden.

(5) Die Prüfungsdauer der mündlichen Prü-
fung (eines mündlichen Prüfungsteiles) soll bei
einem Kandidaten in einem vorzeitig abgelegten
Prüfungsteil (§ 4 Abs. 4 und 5) dreißig Minuten
und im Rahmen der abschließenden Prüfung
eine Stunde in der Regel nicht überschreiten.

(6) Die Prüfungsfragen der mündlichen Prü-
fung sind mach Möglichkeit so auszuwählen, daß
der Kandidat seine Einsicht in die Fachzusam-
menhänge darzutun vermag. Die Mitglieder des
Prüfungssenates können sich im Rahmen der
vom Prüfer gestellten Fragen am Prüfungsge-
spräch beteiligen.

(7) Die im Rahmen der mündlichen Prüfung
(mündlichen Prüfungsteile) gestellten Fragen, die
Prüfungsaufgaben für schriftliche Arbeiten und
das Ergebnis der Beurteilung (§ 6 Abs. 3 und 4)
samt stichwortartiger Angabe der für diese Be-
urteilung maßgeblichen Gesichtspunkte sind in
einem Prüfungsprotokoll festzuhalten.

Beurteilung der Studienberechtigungsprüfung

§ 6. (1) Schriftliche Arbeiten sind vom Prüfer
durchzusehen und unter Anfügung einer bewer-
tenden Stellungnahme dem Prüfungssenat zur
Beurteilung vorzulegen. Bezieht sich eine schrift-
liche Arbeit auf mehrere Fächer, so ist sie von
den beteiligten Prüfern für ihr jeweiliges Fach
durchzusehen und mit einer Stellungnahme zu
versehen.

(2) Bei der Beurteilung der mündlichen Prü-
fung ist neben der bei Beantwortung der Prü-
fungsfragen gezeigten Kenntnis des lehrplan-
mäßigen Unterrichtsstoffes auch die Fähigkeit des
Kandidaten zu berücksichtigen, sich in einer dem
Gegenstand entsprechenden Weise zusammenhän-
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gend auszudrücken und im Gespräch mit dem
Prüfer das erworbene Wissen folgerichtig anzu-
wenden.

(3) Nach Beendigung der Studienberechtigungs-
püifung eines Kandidaten entscheidet der Prü-
fungssenat auf Grund der in den einzelnen
Prüfungsteilen erwiesenen Leistungen in nicht-
öffentlicher Sitzung über Vorschlag der Prüfer
nach Aussprache zwischen den Senatsmitgliedern
über den Erfolg der Studienberechtigungsprüfung.
Die Beurteilung lautet auf „bestanden", wenn die
Beherrschung der im Lehrplan festgelegten Lehr-
stoffe und die Erreichung der Lehrziele jedes
Faches in einem Ausmaß nachgewiesen wurden,
das erwarten läßt, daß der Kandidat den An-
forderungen des angestrebten Studiums gewachsen
sein wird. Andernfalls lautet die Beurteilung auf
„nicht bestanden". Bei Stimmengleichheit ist die
für den Kandidaten günstigere Meinung als be-
schlossen anzusehen. Das Ergebnis ist dem Kan-
didaten mündlich mitzuteilen.

(4) Vorzeitig abgelegte Prüfungsteile (§ 4
Abs. 4 und 5) sind unter sinngemäßer Anwen-
dung der Abs. 1 bis 3 zu beurteilen. Das ent-
sprechende Fach ist im Fall der positiven Be-
urteilung für den betreffenden Kandidaten nicht
mehr Prüfungsgegenstand.

Wiederholung der Studienberechtigungsprüfung

§ 7. (l) Wurde ein vorzeitig abgelegter Prü-
fungsteil (§ 4 Abs. 4 und 5) nicht bestanden,
so ist eine einmalige Wiederholung zulässig, wel-
che im Fall des § 4 Abs. 5 den Abschluß des
entsprechenden Faches gemäß Unterrichtsplan
voraussetzt.

(2) Wurde die Studienberechtigungsprüfung
mit „nicht bestanden" beurteilt, so ist eine ein-
malige Wiederholung zulässig. Der Prüfungssenat
hat den Stoff der Wiederholungsprüfung auf die
für die negative Beurteilung maßgeblichen Gegen-
stände einzuschränken und demnach den Zeit-
punkt der Wiederholungsprüfung mindestens
zwei Monate und höchstens sechs Monate nach
dem Termin der Studienberechtigungsprüfung
festzusetzen.

Prüfungssenat

§ 8. (1) Der Prüfungssenat ist bei Anwesen-
heit von wenigstens zwei Dritteln seiner Mit-
glieder beschlußfähig und entscheidet mit ein-
facher Stimmenmehrheit. Stimmenthaltung ist
unzulässig. Der Vorsitzende stimmt mit.

(2) Der Vorsitzende des Prüfungssenates beruft
die Sitzungen ein und leitet sie. Er führt die
laufenden Geschäfte des Prüfungssenates und
sorgt für die Protokollierung der Beschlüsse und

für die Führung des Prüfungsprotokolls (§ 5
Abs. 7).

(3) Der Prüfungssenat kann den Vorsitzenden
erpmächtigen, einzelne genau bezeichnete Ange-
legenheiten für den Senat zu entscheiden. Von
einer derartigen Ermächtigung sind die Bestel-
lung von Prüfern (§ 4 Abs. 2) sowie die Durch-
führung und Beurteilung der Studienberechti-
gungsprüfung ausgenommen.

{4) Ist der Vorsitzende des Prüfungssenates
als Prüfer tätig, so hat sein gewählter Stell-
vertreter die Funktion des Vorsitzenden zu
übernehmen.

Studienberechtigung

§ 9. (1) Die bestandene Studienberechtigungs-
prüfung berechtigt zum Studium der Studien-
richtung Mathematik nach dem Bundesgesetz
über geisteswissenschaftliche und naturwissen-
schaftliche Studienrichtungen, BGBl. Nr. 326/
1971, der Studienrichtungen Technische Mathe-
matik und Informatik sowie zum Studium der
Versicherungsmathematik und der Rechentechnik
(Datentechnik) nach dem Bundesgesetz über tech-
nische Studienrichtungen, BGBl. Nr. 290/1969,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 84/1978.

(2) Soweit die für die im Abs. 1 genannten
Studien geltenden Studienvorschriften die Kom-
bination mit einer weiteren Studienrichtung
(einem weiteren Studienzweig) vorschreiben,
haben Kandidaten, die ein derartiges Studium
anstreben, eine weitere Studienberechtigung zu
erwerben. Der für die Studienberechtigungsprü-
fung auf Grund eines weiteren Vorbereitungs-
lehrganges zuständige Prüfungssenat hat dem
Kandidaten über dessen Antrag nach erfolgter
Zulassung zum Lehrgang die Lehr- und Prü-
fungsgegenstände in dem Maß einzuschränken,
in dem sie nach dem Lehrplan (§ 3) dieser Ver-
ordnung bereits als absolviert zu betrachten sind.

(3) Über die bestandene Studienberechtigungs-
prüfung ist dem Kandidaten vom Vorsitzenden
des Prüfungssenates ein Zeugnis auszustellen, das
insbesondere die Prüfungsfächer und die er-
worbene Studienberechtigung (Abs. 1) ausweist.

{4) Das Recht, die Studienberechtigung für
eine weitere Studienrichtung (einen weiteren
Studienzweig) nach Maßgabe der Verordnung
über die Berufsreifeprüfung zum Erwerb der
Studienberechtigung an wissenschaftlichen Hoch-
schulen, StGBl. Nr. 167/1945, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 25/1947 zu er-
werben, wird durch die Bestimmungen des Abs. 2
nicht berührt.

Firnberg
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Anlage

LEHRPLAN DES MATHEMATISCHEN VORBEREITUNGSLEHRGANGES

A. ALLGEMEINE UNTERRICHTSGRUND-
SÄTZE

1. Bei der Auswahl der Lehrinhalte ist auf den
Zusammenhang mit den Fächern der Studien
zu achten, auf die der Lehrgang vorbe-
reitet.

2. Der Unterricht des Vorbereitungslehrganges
ist als Ganzes zu sehen und durch ent-
sprechende zeitliche und inhaltliche Koor-
dination der Fächer und Unterrichtseinheiten
entsprechend zu gestalten.

3. Besonders zu Beginn des Vorbereitungslehr-
ganges ist auf das verschiedene Wissens-
und Verständnisniveau der Teilnehmer
Rücksicht zu nehmen und durch Beratung
und differenzierte Aufgabenstellung auf eine
allen Teilnehmern gemeinsame Ausgangs-
basis hinzuarbeiten.

4. Nach Maßgabe der personellen Möglich-
keiten, der Erfordernisse des jeweiligen
Faches und der Verschiedenheit des Wissens-
und Verständnisniveaus der Teilnehmer ist
der Unterricht in kleinen Gruppen anzu-
streben.

5. Der Unterricht hat auf die besondere Lern-
disposition von Erwachsenen Bedacht zu neh-
men. Die Teilnehmer sind unter Berücksich-
tigung der Eigenart der jeweiligen Lehr-
stoffe zur aktiven Teilnahme am Unter-
richtsgeschehen, zur kritischen argumenta-
tiven Auseinandersetzung mit dem Lehr-
stoff, insbesondere aus der Sicht ihrer bis-
herigen Erfahrungen, und zum gemeinsamen
Lernen anzuregen.

6. In allen Fächern sind den Lehrgangsteil-
nehmern Anleitungen zum methodisch rich-
tigen Lernen zu geben; durch regelmäßige
Überprüfung des Lernfortschrittes sind sie
überdies zur kontinuierlichen Beschäftigung
mit dem Lehrstoff anzuhalten. Regelmäßig
sind Unterrichtseinheiten der Wiederholung
bzw. Übung des bisher Gelernten zu wid-
men.

7. Die Teilnehmer des Vorbereitungslehrganges
sind mit der universitären Studienwirklich-
keit vertraut zu machen. Dies kann insbe-
sondere durch den Besuch geeigneter Studien-
planmäßiger Lehrveranstaltungen jener Stu-
dien geschehen, auf die der Lehrgang vor-
bereitet. Derartige Lehrbesuche sollen in
Form einer Nachbesprechung, nach Möglich-
keit zusammen mit ordentlichen Hörern der

betreffenden Studien, aufgearbeitet werden.
Die Fähigkeit, die wesentlichen Lehrinhalte
in einer eigenen Mitschrift für Zwecke des
individuellen Studiums festzuhalten, ist hie-
bei besonders zu schulen.

B. BILDUNGS- UND LEHRZIELE, LEHR-
STOFF UND DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE

DER EINZELNEN FÄCHER

1. Mathematik

a) Bildungs- und Lehrziele:

Befähigung zur erfolgreichen Absolvierung uni-
versitärer Lehrveranstaltungen aus Mathematik.
Die Teilnehmer am Vorbereitungslehrgang sollen
die mathematischen Grundtechniken beherrschen
und mathematische Sachverhalte verbal darstel-
len können. Darüber hinaus sollen sie die Mathe-
matik als Angelbot von Modellen zur Erklärung
von naturhaften, ökonomischen, technischen und
sozialen Phänomenen sowie zur Problemlösung
begreifen.

b) Lehrstoff:

Zahlen, Gleichungen und Ungleichungen; Men-
genlehre und Logik; Funktionen; lineare Algebra
und Geometrie; rationale Funktionen; irratio-
nale Funktionen; Differentialrechnung; Integral-
rechnung; komplexe Zahlen; abstrakte Algebra
und formale Beweise; mengentheoretische Be-
griffsbildungen; Kombinatorik und Stochastik.

c) Didaktische Grundsätze:

Ausgehend von der Situation der Lehrgangs-
teilnehmer, ist von konkreten Problemlösungen
zu den exakteren und abstrakteren Begriffsbil-
dungen fortzuschreiten. Auf die Anwendungs-
möglichkeiten der behandelten mathematischen
Stoffe ist Bezug zu nehmen. Die Prozesse der
Exaktifizierung, Abstraktion und Anwendung
sind exemplarisch zu behandeln. Bei der Ver-
mittlung der einzelnen Lehrstoffe ist hinsicht-
lich des Ausmaßes der Beherrschung (Wissen,
Verständnis, Techniken, außenmathematische An-
wendungen, Beweise) auf die Erfordernisse der
in § 9 Abs. 1 genannten Studien Rücksicht zu
nehmen.

2. Physik

a) Bildungs- und Lehr ziele:

Vertrautheit mit den Grundbegriffen der
Physik; Einsicht in die Bedeutung der Physik
für das heutige Weltbild, für die Technik und
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die Gesellschaft; Fähigkeit zur Durchführung ein-
facher Experimente.

b) Lehrstoff:
Grundlagen der Dynamik; Teilchenbau der

Materie; Feldbegriff; Schwingungen und Wellen;
ruhende und bewegte elektrische Ladung; Grund-
lagen der Strahlungs- und Atomphysik.

c) Didaktische Grundsätze:
Der Physikkurs ist zu beginnen, nachdem die

Lehrgangsteilnehmer die nötigen mathematischen
Vorkenntnisse erworben haben.

3. Englisch

a) Bildungs- und Lehrziele:
Fähigkeit, umgangssprachliche und einfache

fachliche Texte mit Verständnis lesen und mit
Hilfe eines Wörterbuches in die deutsche Sprache
übersetzen zu können.

b) Lehrstoff:
Aufbau eines Grundwortschatzes einschließlich

der zugehörigen Phrasen; internationale Laut-
schrift; Umgang mit dem Wörterbuch; Formen-
und Satzlehre jener Wortarten und Satzglieder,
die für Bejahung, Verneinung, Befehl und Frage
in einfachen Sätzen der Alltagssprache benötigt
werden; Übungen zur Grammatik; schriftliche
Übersetzungsübungen.

c) Didaktische Grundsätze:
Der Schwerpunkt ist auf das Leseverständnis

zu legen. Auf verwandte sprachliche Erscheinun-
gen im Deutschen ist besonders hinzuweisen.

4. Wissenschaftspropädeutik

a) Bildungs- und Lehrziele:
Weiterentwicklung der individuellen und so-

zialen Studierfähigkeit; Einblick in Gegenstände

und Methoden der Hauptbereiche wissenschaft-
licher Lehre und Forschung; Förderung der Fä-
higkeit zum exakten, logischen und kritischen
Denken sowie eines entsprechenden mündlichen
und schriftlichen Ausdruckes; Kenntnis der An-
forderungen des angestrebten Universitätsstu-
diums und der Lernmethoden und -techniken.

b) Lehrstoff:

Übergang vom Berufsleben in die Lernsitua-
tion der Universität; soziales Lernen und uni-
versitäre Lernorganisation; Motivation; Metho-
den und Techniken des wissenschaftlichen Ar-
beitens; Übungen im logischen Denken; Be-
deutung und Grenzen der Logik im mensch-
lichen Denken; Weltbild der Naturwissenschaften
und ihre Stellung im Gesamt der Wissenschaf-
ten; Bedeutung der Mathematik unter (Berück-
sichtigung ihrer hauptsächlichen Anwendungs-
gebiete; Lernmethoden in mathematischen Dis-
ziplinen.

c) Didaktische Grundsätze:

Der Übergang Berufsleben — Universität sowie
die Themenkreise soziales Lernen, universitäre
Lernorganisation und Motivation sollen zu Be-
ginn des Lehrganges behandelt werden. Neben
der Vermittlung einschlägigen Wissensstoffes und
Anregung zu eigener Lektüre und Weiterbil-
dung sollen die Teilnehmer des Lehrganges die
Möglichkeit haben, ihr bereits erworbenes Wis-
sen sowie ihre einschlägigen Erfahrungen münd-
lich und schriftlich darzulegen. Sie sollen zu
sachlicher Diskussion und zur kooperativen Pro-
blemlösung angeleitet und im Umgang mit den
Hilfsmitteln und Arbeitsmethoden des von ihnen
gewählten Studiums geübt werden. Mängel im
mündlichen und schriftlichen Ausdruck sind
laufend aufzuarbeiten.
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3 7 3 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 12. Juli
1978 über einen sportwissenschaftlichen Vor-

bereitungslehrgang

Auf Grund der §§ 1, 2 Abs. 2, 4 Abs. 2
und 5 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Vor-
bereitungslehrgänge für die Studienberechtigungs-
prüfung, BGBl Nr. 603/1976, wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Unter-
richt und Kunst verordnet:

Einrichtung

§ 1. An der Universität Wien wird von Sep-
tember 1978 bis Juli 1979 ein zehnmonatiger
Vorbereitungslehrgang für die Studienberechti-
gungsprüfung zu den in § 9 Abs. 1 genannten
Studien eingerichtet.

Teilnehmerzahl

§ 2. In den Vorbereitungslehrgang sind höch-
stens dreißig Teilnehmer aufzunehmen. Bei weni-
ger als zehn geeigneten Bewerbern ist der Lehr-
gang nicht durchzuführen.

Lehrplan

§ 3. (1) Der Vorbereitungslehrgang umfaßt
die Fächer

Eine Unterrichtseinheit ist mit 45 Minuten an-
zunehmen. Der Unterrichtsplan (Abs. 4) kann
eine Über- oder Unterschreitung der Zahl der
Unterrichtseinheiten des Faches „Naturwissen-
schaftliche Grundlagen der Sportwissenschaften"
um bis zu zehn und jedes der übrigen Fächer
um bis zu fünf Unterrichtseinheiten vorsehen.
Die Bestimmungen der Abs. 5 und 6 werden
hiedurch nicht berührt.

(2) Die allgemeinen Unterrichtsgrundsätze so-
wie Bildungs- und Lehrziele, Lehrstoff und di-
daktische Grundsätze der einzelnen Fächer sind
der Anlage zu entnehmen.

(3) Zu Beginn des Vorbereitungslehrganges
sind die Teilnehmer mit Inhält und Anforde-
rungen des Lehrganges sowie mit den zur Ver-
fügung stehenden Lernbehelfen vertraut zu
machen. Ferner ist ihnen eine erste Einführung
in Ziele und Aufbau der in § 9 Abs. 1 ge-
nannten Studien zu geben.

(4) Die für die Fächer zuständigen Universi-
tätslehrer haben dem Prüfungssenat einen Vor-
schlag über die Verteilung des Lehrstoffes auf
die im jeweiligen Fach zur Verfügung stehenden
Unterrichtseinheiten und die Verteilung der
Unterrichtseinheiten im Rahmen des gesamten
Vorbereitungslehrganges (Unterrichtsplan) zur
Genehmigung vorzulegen. Die Vorlage hat so
rechtzeitig zu erfolgen, daß der Prüfungssenat
den Unterrichtsplan bis zum Beginn des Lehr-
ganges genehmigen kann.

(5) Falls in einem Fach Lernunterlagen zur
Verfügung stehen, die infolge ihrer didaktischen
Gestaltung den Lehrervortrag zu ersetzen ver-
mögen, kann der Unterrichtsplan eine gegen-
über Abs. 1 entsprechend verminderte Zahl von
Unterrichtseinheiten vorsehen. Zumindest ist je-
doch eine für die Verarbeitung des individuell
gelernten Stoffes und die Beseitigung von sach-
lichen Unklarheiten und Lernschwierigkeiten hin-
reichende Zahl von Unterrichtseinheiten abzu-
halten und den Teilnehmern des Vorbereitungs-
lehrganges die Möglichkeit zu schriftlichen und
mündlichen Anfragen außerhalb des Unterrichtes
einzuräumen.

(6) Den Teilnehmern des Vorbereitungslehr-
ganges ist Gelegenheit zu gelben, durch je nach
Eigenart des Faches geeignete mündliche, schrift-
liche oder praktische Aufgabenstellungen ihren
Lernfortschritt zu überprüfen. Besonders fort-
geschrittenen Teilnehmern kann vom Besuch ein-
zelner Unterrichtseinheiten Nachsicht erteilt wer-
den. Teilnehmer mit Lernrückständen sind durch
Beratung und besondere Betreuung nach Mög-
lichkeit zu fördern.

(7) Die für den Unterricht der Fächer zu-
ständigen Universitätslehrer haben jedenfalls die
Anzahl der tatsächlich abgehaltenen Unterrichts-
einheiten ihres jeweiligen Faches (Abs. 5) und
Nachsichten vom Besuch einzelner Unterrichts-
einheiten (Abs. 6) in zweckmäßiger Weise schrift-
lich festzuhalten.

(8) Sind am Unterricht eines Faches mehrere
Universitätslehrer beteiligt, so ist derjenige als
zuständiger anzusehen, dem der größte Anteil
am Unterricht des betreffenden Faches zukommt.
Im Zweifelsfall haben die am Unterricht mit-
wirkenden Universitätslehrer einvernehmlich den
zuständigen zu bestimmen. Ist dies bis zur letz-
ten Woche vor Beginn des Vorbereitungslehr-
ganges nicht erfolgt, entscheidet der Prüfungs-
senat nach Anhörung der Beteiligten.

Studienberechtigungsprüfung

§ 4. (1) Die Studienberechtigungsprüfung ist
vom gesamten Prüfungssenat als kommissionelle
Prüfung über alle Fächer des Vorbereitungs-
lehrganges abzuhalten.
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(2) Der für den Unterricht eines Faches zu-
ständige Universitätslehrer ist Prüfer für die-
ses Fach, sofern er dem Prüfungssenat angehört.
Die Prüfer für die übrigen Fächer bestellt der
Prüfungssenat aus seiner Mitte. Er hat dabei
auf die Lehr- und Unterrichtsbefugnisse oder
Fachkenntnisse seiner Mitglieder Rücksicht zu
nehmen. Unter derselben Rücksichtnahme kann
für ein Fach ein zweiter Prüfer bestellt werden,
wenn dies im Hinblick auf den inhaltlich unter-
schiedlichen Lehrstoff notwendig erscheint.

(3) Die Studienberechtigungsprüfung ist frühe-
stens in der vorletzten Woche des Vorbereitungs-
lehrganges zu beginnen und spätestens in der
zweiten Woche nach Beendigung des Lehrganges
abzuschließen. Ort und Termin sind vom Prü-
fungssenat festzulegen und spätestens vier
Wochen vor Abhaltung der Prüfung den Teil-
nehmern des Vorbereitungslehrganges bekannt-
zugeben.

(4) Der einem Fach entsprechende Prüfungs-
teil kann bereits vor dem in Abs. 3 genann-
ten Termin abgehalten werden, sofern der Unter-
richt im betreffenden Fach gemäß Unterrichts-
plan abgeschlossen ist. Der Prüfungstermin ist
in diesem Fall über Vorschlag des für den
Unterricht des Faches zuständigen Universitäts-
lehrers festzulegen und den Teilnehmern des
Vorbereitungslehrganges spätestens vier Wochen
vor Abhaltung des Prüfungsteiles bekanntzu-
geben.

(5) Beherrscht ein Lehrgangsteilnehmer ein
Fach zu Beginn des Lehrganges in dem vom
Lehrplan festgelegten Ausmaß, so kann er über
seinen Antrag vom Prüfungssenat im ersten
Monat des Vorbereitungslehrganges zur Able-
gung des Prüfungsteiles über dieses Fach zuge-
lassen werden. Der für den Unterricht des
Faches zuständige Universitätslehrer ist zu hören.

(6) Ist ein Kandidat nachweislich durch Krank-
heit oder ein sonstiges unvorhergesehenes oder
unabwendbares Ereignis, das er nicht selbst ver-
schuldet hat, verhindert, die Studienberechti-
gungsprüfung oder einen Teil derselben zum fest-
gesetzten Termin zu absolvieren, so hat ihm der
Prüfungssenat einen Ersatztermin zuzuweisen.
Bei Anberaumung des Termines sind die je-
weiligen Umstände, insbesondere eine schwere
oder länger dauernde Krankheit, zu berücksich-
tigen. Der Kandidat ist zu hören.

Durchführung der Studienberechtigungsprüfung

§ 5. (1) Der Prüfungssenat hat anläßlich der
Genehmigung des Unterrichtsplanes (§ 3 Abs. 4)
hinsichtlich jedes Faches nach dessen Eigenart
zu entscheiden, 6b es mündlich oder schrift-
lich oder schriftlich und mündlich zu prüfen
ist. Der für den Unterricht des Faches zuständige
Universitätslehrer ist vor Beschlußfassung zu

hören. Das Fach „Naturwissenschaftliche Grund-
lagen der Sportwissenschaften" ist im Rahmen
der abschließenden Prüfung schriftlich und
mündlich zu prüfen.

(2) Ein schriftlicher Prüfungsteil ist vor dem
zugehörigen mündlichen abzuhalten.

(3) Die Prüfungsaufgaben für schriftliche Prü-
fungsteile sind über Vorschlag des zuständigen
Prüfers vom Prüfungssenat spätestens eine
Woche vor Abhaltung des Prüfungsteiles fest-
zulegen. Beziehen sich schriftliche Arbeiten auf
mehrere Fächer zugleich, so werden die Auf-
gaben von den beteiligten Prüfern gemeinsam
vorgeschlagen. Der Vorsitzende des Prüfungs-
senates hat darauf zu achten, daß die festge-
legten Prüfungsaufgaben den Kandidaten nicht
vorzeitig bekannt werden.

(4) Die Arbeitszeit für schriftliche Prüfungs-
teile ist nach dem Umfang der Aufgaben-
stellung festzulegen. Sie beträgt mindestens ein-
einhalb und höchstens vier Stunden. Wenn
schriftliche Prüfungsteile von mehreren Kandi-
daten gleichzeitig abgelegt werden, sind ihnen
dieselben Aufgaben zu stellen. Der Vorsitzende
des Prüfungssenates hat für eine geeignete Auf-
sicht bei der Durchführung der schriftlichen
Arbeiten zu sorgen. Für einen Tag darf nicht
mehr als ein schriftlicher Prüfungsteil anbe-
raumt werden.

(5) Die Prüfungsdauer der mündlichen Prü-
fung (eines mündlichen Prüfungsteiles) soll bei
einem Kandidaten in einem vorzeitig abgeleg-
ten Prüfungsteil (§ 4 Abs. 4 und 5) dreißig
Minuten und im Rahmen der abschließenden
Prüfung eine Stunde in der Regel nicht über-
schreiten.

(6) Die Prüfungsfragen der mündlichen Prü-
fung sind nach Möglichkeit so auszuwählen, daß
der Kandidat seine Einsicht in die Fachzusam-
menhänge darzutun vermag. Die Mitglieder des
Prüfungssenates können sich im Rahmen der
vom Prüfer gestellten Fragen am Prüfungsge-
spräch beteiligen.

(7) Die im Rahmen der mündlichen Prü-
fung (mündlichen Prüfungsteile) gestellten Fra-
gen, die Prüfungsaufgaben für schriftliche Ar-
beiten und das Ergebnis der Beurteilung (§ 6
Abs. 3 und 4) samt stichwortartiger Angabe
der für diese Beurteilung maßgeblichen Ge-
sichtspunkte sind in einem Prüfungsprotokoll
festzuhalten.

Beurteilung der Studienberechtigungsprüfung

§ 6. (1) Schriftliche Arbeiten sind vom Prüfer
durchzuseihen und unter Anfügung einer be-
wertenden Stellungnahme dem Prüfungssenat zur
Beurteilung vorzulegen. Bezieht sich eine schrift-
liche Arbeit auf mehrere Fächer, so ist sie von
den beteiligten Prüfern für ihr jeweiliges Fach
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durchzusehen und mit einer Stellungnahme zu
versehen.

(2) Bei der Beurteilung der mündlichen Prü-
fung ist neben der bei Beantwortung der Prü-
fungsfragen gezeigten Kenntnis des "lehrplan-
mäßigen Unterrichtsstoffes auch die Fähigkeit
des Kandidaten zu berücksichtigen, sich in einer
dem Gegenstand entsprechenden Weise zusam-
menhängend auszudrücken und im Gespräch mit
dem Prüfer das erworbene Wissen folgerichtig
anzuwenden.

(3) Nach Beendigung der Studienberechtigungs-
prüfung eines Kandidaten entscheidet der Prü-
fungssenat auf Grund der in den einzelnen
Prüfungsteilen erwiesenen Leistungen in nicht-
öffentlicher Sitzung über Vorschlag der Prüfer
nach Aussprache zwischen den Senatsmitgliedern
über den Erfolg der Studienberechtigungsprüfung.
Die Beurteilung lautet auf „bestanden", wenn die
Beherrschung der im Lehrplan festgelegten Lehr-
stoffe und die Erreichung der Lehrziele jedes
Faches in einem Ausmaß nachgewiesen wurden,
das erwarten läßt, daß der Kandidat den An-
forderungen des angestrebten Studiums gewach-
sen sein wird. Andernfalls lautet die Beurtei-
lung auf „nicht bestanden". Bei Stimmengleich-
heit ist die für den Kandidaten günstigere Mei-
nung als beschlossen anzusehen. Das Ergebnis
ist dem Kandidaten mündlich mitzuteilen.

(4) Vorzeitig abgelegte Prüfungsteile (§ 4
Abs. 4 und 5) sind unter sinngemäßer Anwen-
dung der Abs. 1 bis 3 au beurteilen. Das ent-
sprechende Fach ist im Fall der positiven Beur-
teilung für den betreffenden Kandidaten nicht
mehr Prüfungsgegenstand.

Wiederholung der Studienberechtigungsprüfung

§ 7. (1) Wurde ein vorzeitig abgelegter Prü-
fungsteil (§ 4 Albs. 4 und 5) nicht bestanden,
so ist eine einmalige Wiederholung zulässig,
welche im Fall des § 4 Abs. 5 den Abschluß
des entsprechenden Faches gemäß Unterrichts-
plan voraussetzt.

(2) Wurde die Studienberechtigungsprüfung
mit „nicht bestanden" beurteilt, so ist eine ein-
malige Wiederholung auflässig. Der Prüfungs-
senat hat den Stoff der Wiederholungsprüfung
auf die für die negative Beurteilung maßgebenden
Gegenstände einzuschränken und demnach den
Zeitpunkt der Wiederholungsprüfung mindestens
zwei Monate und höchstens sechs Monate nach
dem Termin der Studienberechtigungsprüfung
festzusetzen.

Prüfungssenat

§ 8. (1) Der Prüfungssenat ist bei Anwesen-
heit von wenigstens zwei Dritteln seiner Mit-
glieder beschlußfähig und entscheidet mit ein-
facher Stimmenmehrheit. Stimmenthaltung ist
unzulässig. Der Vorsitzende stimmt mit.

(2) Der Vorsitzende des Prüfungssenates be-
ruft die Sitzungen ein und leitet sie. Er führt
die laufenden Geschäfte des Prüfungssenates und
sorgt für die Protokollierung der Beschlüsse und
für die Führung des Prüfungsprotokolls (§ 5
Abs. 7).

(3) Der Prüfungssenat kann den Vorsitzen-
den ermächtigen, einzelne genau bezeichnete An-
gelegenheiten für den Senat zu entscheiden. Von
einer derartigen Ermächtigung sind die Bestel-
lung von Prüfern (§ 4 Abs. 2) sowie die Durch-
führung und Beurteilung der Studienberechti-
gungsprüfung ausgenommen.

,(4) Ist der Vorsitzende des Prüfungssenates
als Prüfer tätig, so hat sein gewählter Stell-
vertreter die Funktion des Vorsitzenden zu über-
nehmen.

Studienberechtigung

§ 9. Die bestandene Studienberechtigungsprü-
fung berechtigt zum Studium der Studienrich-
tung Sportwissenschaften und Leibeserziehung
nach dem Bundesgesetz über geisteswissenschaft-
liche und naturwissenschaftliche Studienrichtun-
gen, BGBl. Nr. 326/1971.

(2) Soweit die für das im Abs. 1 genannte
Studium geltenden Studienvorschriften die Kom-
bination mit einer weiteren Studienrichtung
(einem weiteren Studienzweig) vorschreiben,
haben Kandidaten, die ein derartiges Studium
anstreben, eine weitere Studienberechtigung zu
erwerben. Der für die Studienberechtigungsprü-
fung auf Grund eines weiteren Vorbereitungs-
lehrganges zuständige Prüfungssenat hat dem
Kandidaten über dessen Antrag nach erfolgter
Zulassung zum Lehrgang die Lehr- und Prü-
fungsgegenstände in dem Maß einzuschränken,
in dem sie nach dem Lehrplan (§ 3) dieser Ver-
ordnung bereits als absolviert zu betrachten
sind.

(3) Über die bestandene Studienberechtigungs-
prüfung ist dem Kandidaten vom Vorsitzenden
des Prüfungssenates ein Zeugnis auszustellen, das
insbesondere die Prüfungsfächer und die erwor-
bene Studienberechtigung (Abs. 1) ausweist und
einen Vermerk darüber enthält, ob die körper-
lich-motorische Eignung für das Studium der
Studienrichtung Sportwissenschaften und Leibes-
erziehung nachgewiesen wurde.

(4) Das Recht, die Studienberechtigung für
eine weitere Studienrichtung (einen weiteren
Studienzweig) nach Maßgabe der Verordnung
über die Berufsreifeprüfung zum Erwerb der
Studienberechtigung an wissenschaftlichen Hoch-
schulen, StGBl. Nr. 167/1945, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGB1. Nr. 25/1947 zu erwerben,
wird durch die Bestimmungen des Abs. 2 nicht
berührt.

Firnberg
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Anlage

LEHRPLAN DES SPORTWISSENSCHAFTLICHEN VORBEREITUNGSLEHRGANGES

A. ALLGEMEINE UNTERRICHTSGRUND-
SÄTZE

1. Bei der Auswahl der Lehrinhalte ist auf
den Zusammenhang mit den Fächern der
Studien zu achten, auf die der Lehrgang vor-
bereitet.

2. Der Unterricht des Vorbereitungslehrganges
ist als Ganzes zu sahen und durch ent-
sprechende zeitliche und inhaltliche Koordi-
nation der Fächer und Unterrichtseinheiten
entsprechend zu gestalten.

3. Besonders zu Beginn des Vorbereitungslehr-
ganges ist auf das verschiedene Wissens- und
Verständnisniveau der Teilnehmer Rücksicht
zu nehmen und durch Beratung und diffe-
renzierte Aufgabenstellung auf eine allen
Teilnehmern gemeinsame Ausgangsbasis hin-
zuarbeiten.

4. Nach Maßgabe der personellen Möglich-
keiten, der Erfordernisse des jeweiligen
Faches und der Verschiedenheit des Wissens-
und Verständnisniveaus der Teilnehmer ist
der Unterricht in kleinen Gruppen anzu-
streben.

5. Der Unterricht hat auf die besondere Lern-
disposition von Erwachsenen Bedacht zu
nehmen. Die Teilnehmer sind unter Be-
rücksichtigung der Eigenart der jeweiligen
Lehrstoffe zur aktiven Teilnahme am Unter-
richtsgeschehen, zur kritischen argumenta-
tiven Auseinandersetzung mit dem Lehr-
stoff, insbesondere aus der Sicht ihrer bis-
herigen Erfahrungen, und zum gemeinsamen
Lernen anzuregen.

6. In allen Fächern sind den Lehrgangsteil-
nehmern Anleitungen zum methodisch
richtigen Lernen zu geben; durch regel-
mäßige Überprüfung des Lernfortschrittes
sind sie überdies zur kontinuierlichen Be-
schäftigung mit dem Lehrstoff anzuhalten.
Regelmäßig sind Unterrichtseinheiten der
Wiederholung bzw. Übung des bisher Ge-
lernten zu widmen.

7. Die Teilnehmer des Vorbereitungslehrganges
sind mit der universitären Studienwirklich-
keit vertraut zu machen. Dies kann insbe-
sondere durch den Besuch geeigneter Studien-
planmäßiger Lehrveranstaltungen jener Stu-
dien geschehen, auf die der Lehrgang vor-
bereitet. Derartige Lehrbesuche sollen in
Form einer Nachbesprechung, nach Möglich-
keit zusammen mit ordentlichen Hörern
der betreffenden Studien aufgearbeitet wer-

den. Die Fähigkeit, die wesentlichen Lehr-
inhalte in einer eigenen Mitschrift für
Zwecke des individuellen Studiums festzu-
halten, ist hiebei besonders zu schulen.

B. BILDUNGS- UND LEHRZIELE, LEHR-
STOFF UND DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE

DER EINZELNEN FÄCHER

1. Naturwissenschaftliche Grundlagen der Sport-
wissenschaften

a) Bildungs- und Lehrziele:

Einsicht in die wichtigsten mathematischen
Denkmethoden und ihre Anwendbarkeit in ver-
schiedenen Lebensbereichen; Fähigkeit zur Durch-
führung von einfachen Anwendungsbeispielen in
den Bereichen Gleichungen, Funktionen, elemen-
tare Stochastik und Infinitesimalrechnung; Kennt-
nis der Grundbegriffe der Mechanik und Elek-
trizitätslehre; Kenntnis wichtiger chemischer Ele-
mente, Stoffgruppen, Verbindungen und Arten
chemischer Reaktionen; Verständnis für chemische
Vorgänge in der Natur; Kenntnis von Aufbau
und Funktionen des menschlichen Körpers; Ein-
sicht in biologische Vorgänge und psychasoma-
tische Zusammenhänge.

b) Lehrstoff:

Zahlen; Gleichungen mit einer Unbekannten;
Ungleichungen; lineare Gleichungssysteme; Funk-
tionen; elementare Stochastik; Trigonometrie;
Infinitesimalrechnung; Mengen und Strukturen;
Einführung in physikalische Grundbegriffe (Kraft,
Masse, Arbeit, Leistung, Energie), in die Statik,
Kinematik und Dynamik; Einführung in die
Elektrizitätslehre (Elektrostatik, Elektrodynamik
und Grundbegriffe der Elektronik); wichtige
chemische Elemente; Struktur der Elemente und
Verbindungen; Arten von chemischen Reaktionen
und ihr zeitlicher Ablauf; Bedeutung der Kataly-
satoren, vor allem der Enzyme; Bauprinzipien
organischer Verbindungen am Beispiel der
Kohlehydrate, Fette und Eiweißstoffe; Einfüh-
rung in die Biologie der Zelle und in die physio-
logischen Grundvorgänge; Bau- und Funktions-
einheiten des menschlichen Körpers (Skelett,
Muskulatur, Nervensystem) unter Berücksichti-
gung psydiosomatischer Zusammenhänge; Grund-
züge der Ernährungs- und Gesundheitslehre.

c) Didaktische Grundsätze:

Die Zusammenhänge zwischen den mathema-
tischen, physikalischen, chemischen und biologi-
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schen Teilgebieten des Faches sind deutlich zu
machen. Auf die hauptsächlichen Anwendungs-
bereiche der einzelnen Wissensgebiete, insbeson-
dere auf ihre Bedeutung für die Sportwissen-
schaften ist hinzuweisen.

2. Humanwissenschaftliche Propädeutik

a) Bildungs- und Lehrziele:

Kenntnis der Grundbegriffe der Philosophie,
Psychologie und Pädagogik; Verständnis des
Sports als Ausprägung einer bestimmten gesell-
schaftlich-kulturellen Situation; Weiterentwick-
lung der Fähigkeit zu selbständigem und kriti-
schem Denken sowie der sachlichen und toleran-
ten Einstellung zu den geistigen Leistungen und
den Ansichten Andersdenkender; Befähigung zu
selbständigem Lernen.

b) Lehrstoff:

Ansatz und Hauptthemen der Philosophie;
Grundzüge der Psychologie unter besonderer
Berücksichtigung des Lernens, der Kommunika-
tion :und Interaktion; Erziehungsziele und Erzie-
hungsfaktoren im Kindes-, Jugend- und Erwach-
senenalter unter Einbeziehung der zugrunde
liegenden Wert- und Normensysteme. Einfüh-
rung in die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Verhältnisse von zwei oder drei Epochen der
Geschichte unter besonderer Berücksichtigung der
mit Sport zusammenhängenden Phänomene.

c) Didaktische Grundsätze:

Anhand der Lektüre geeigneten Quellenmate-
rials aus Geschichte und Gegenwart sind die
Teilnehmer zum kritischen Umgang mit Infor-
mationsmedien anzuleiten. Diskussion und
Lernen in Gruppen sind nach Möglichkeit zu
pflegen.

3. Englisch

a) Bildungs- und Lehrziele

Fähigkeit, umgangssprachliche und einfache
fachliche Texte mit Verständnis lesen und mit

Hilfe eines Wörterbuches in die deutsche Sprache
übersetzen zu können.

b) Lehrstoff:

Aufbau eines Grundwortschatzes einschließlich
der zugehörigen Phrasen und eines Aufbauwort-
schatzes sportlicher Fachausdrücke; internationale
Lautschrift; Umgang mit dem Wörterbuch; For-
men- und Satzlehre jener Wortarten und Satz-
glieder, die für Bejahung, Verneinung, Befehl und
Frage in einfachen Sätzen der Alltagssprache be-
nötigt werden; Übungen zur Grammatik; schrift-
liche Übersetzungsübungen.

c) Didaktische Grundsätze:

Der Schwerpunke ist auf das Leseverständnis
zu legen. Auf verwandte sprachliche Erscheinun-
gen im Deutschen ist besonders hinzuweisen.

4. Deutsch

a) Bildungs- und Lehrziele:

Vervollkommnung des mündlichen und schrift-
lichen Ausdruckes; Weiterentwicklung des Sprach-
gefühls und Entwicklung der Fähigkeit zu kriti-
scher Sprachbetrachtung; Kenntnis der wichtig-
sten Strömungen der Literatur des 20. Jahrhun-
derts und ihrer geistesgeschichtlichen Voraus-
setzungen.

b) Lehrstoff:

Grammatikalische und orthographische Übun-
gen; Abfassung von Protokollen, Auszügen und
Zusammenfassungen; Aufsatz; Rede- und Dis-
kussionsübungen, Lektüre thematisch ausgewähl-
ter Texte der Weltliteratur mit Werkbetrach-
tung und Vermittlung der Kenntnis der wichtig-
sten literarischen Strömungen des 20. Jahrhun-
derts.

c) Didaktische Grundsätze:

Auf Bereicherung des Wortschatzes in Rich-
tung abstrakter Begriffe und sportwissenschaft-
licher Terminologie ist hinzuarbeiten. Ortho-
graphische, grammatikalische und stilistische Män-
gel sind laufend aufzuarbeiten.
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374. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 12. Juli
1978 über einen theologischen Vorbereitungs-

lehrgang

Auf Grund der §§ 1, 2 Abs. 2, 4 Abs. 2 und
5 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Vorberei-
tungslehngänge für die Studienberechtigungs-
prüfung, BGBl. Nr. 603/1976, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Unterricht
und Kunst verordnet:

Einrichtung

§ 1. An der Universität Wien wird von
September 1978 bis Juli 1979 ein zehnmonatiger
Vorbereitungslehrgang für die Studienberechti-
gungsprüfung zu den in § 9 Abs. 1 genannten
Studien eingerichtet.

Teilnehmerzahl

§ 2. In den Vorbereitungslehrgang sind höch-
stens dreißig Teilnehmer aufzunehmen. Bei we-
niger als zehn geeigneten Bewerbern ist der Lehr-
gang <nicht durchzuführen.

Lehrplan

§ 3. (1) Der Vorbereitungslehrgang umfaßt
die Fächer

Eine Unterrichtseinheit ist mit 45 Minuten an-
zunehmen. Der Unterrichtsplan {Abs. 4) kann
eine Über- oder Unterschreitung der Zahl
der Unterrichtseinheiten des Faches „Philo-
sophisch-theologische Grundlagen" um bis zu
zehn und jedes der übrigen Fächer um bis zu
fünf Unterrichtseinheiten vorsehen. Die Biestim-
mungen der Abs. 5 und 6 werden hiedurch
nicht berührt.

(2) Die allgemeinen Unterrichtsgrundsätze so-
wie Bildungs- und Lehrziele, Lehrstoff und di-
daktische Grundsätze der einzelnen Fächer sind
der Anlage zu entnehmen.

(3) Zu Beginn des Vorbereitungslehrganges
sind die Teilnehmer mit Inhalt und Anforde-
rungen des Lehrganges sowie mit den zur Ver-
fügung stehenden Lernbehelfen vertraut zu ma-
chen. Ferner ist ihnen eine erste Einführung in
Ziele und Aufbau der in § 9 Abs. 1 genannten
Studien zu geben.

(4) Die für die Fächer zuständigen Universi-
tätslehrer haben dem Prüfungssenat einen Vor-

schlag über die Verteilung des Lehrstoffes auf
die im jeweiligen Fach zur Verfügung stehenden
Unterrichtseinheiten und die Verteilung der Un-
terrichtseinheiten im Rahmen des gesamten Vor-
bereitungslehrganges (Unterrichtsplan) zur Ge-
nehmigung vorzulegen. Die Vorlage hat so recht-
zeitig zu erfolgen, daß der Prüfungssenat den
Unterrichtsplan bis zum Beginn des Lehrganges
genehmigen kann.

(5) Falls in einem Fach Lernunterlagen zur
Verfügung stehen, die infolge ihrer didaktischen
Gestaltung den Lehrervortrag zu ersetzen ver-
mögen, kann der Unterrichtsplan «ine gegen-
über Abs. 1 entsprechend verminderte Zahl von
Unterrichtseinheiten vorsehen. Zumindest ist
jedoch eine für die Verarbeitung des individuell
gelernten Stoffes und die Beseitigung von sach-
lichen Unklarheiten und Lernschwierigkeiten
hinreichende Zahl von Unterrichtseinheiten ab-
zuhalten und den Teilnehmern des Vorberei-
tungslehrganges die Möglichkeit zu schriftlichen
und mündlichen Anfragen außerhalb des Unter-
richtes einzuräumen.

(6) Den Teilnehmern des Vorbereitungslehr-
ganges ist Gelegenheit zu geben, durch je nach
Eigenart des Faches geeignete mündliche, schrift-
liche oder praktische Aufgabenstellungen ihren
Lernfortschritt zu überprüfen. Besonders fort-
geschrittenen Teilnehmern kann vom Besuch ein-
zelner Unterrichtseinheiten Nachsicht erteilt
werden. Teilnehmer mit Lernrückständen sind
durch Beratung und besondere Betreuung nach
Möglichkeit zu fördern.

(7) Die für den Unterricht der Fächer zustän-
digen Universitätslehrer haben jedenfalls die An-
zahl der tatsächlich abgehaltenen Unterrichts-
einheiten ihres jeweiligen Faches (Abs. .5) und
Nachsichten vom Besuch einzelner Unterrichts-
einheiten (Abs. 6) in zweckmäßiger Weise schrift-
lich festzuhalten.

(8) Sind am Unterricht eines Faches mehrere
Universitätslehrer beteiligt, so ist derjenige als
zuständiger anzusehen, dem der größte Anteil
am Unterricht des betreffenden Faches zukommt.
Im Zweifelsfall haben die am Unterricht mit-
wirkenden Universitätslehrer einvernehmlich den
zuständigen zu bestimmen. Ist dies bis zur letzten
Woche vor Beginn des Vorbereitungslehrganges
nicht erfolgt, entscheidet der Prüfungssenat nach
Anhörung der Beteiligten.

Studienberechtigungsprüfung

§ 4. (1) Die Studienberechtigungsprüfung ist
vom gesamten Prüfungssenat als kommissionelle
Prüfung über alle Fächer des Vorbereitungslehr-
ganges abzuhalten.

(2) Der für den Unterricht eines Faches zu-
ständige Universitätslehrer ist Prüfer für dieses
Fach, sofern er dem Prüfungssenat angehört. Die
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Prüfer für die übrigen Fächer bestellt der Prü-
fungssenat aus seiner Mitte. Er hat dabei auf
die Lehr- und Unterrichtsbefugnisse oder Fach-
kenntnisse seiner Mitglieder Rücksicht zu neh-
men. Unter derselben Rücksichtnahme kann für
ein Fach ein zweiter Prüfer bestellt werden,
wenn dies im Hinblick auf den inhaltlich unter-
schiedlichen Lehrstoff notwendig erscheint.

(3) Die Studienberechtigungsprüfung ist frü-
hestens in der vorletzten Woche des Vorberei-
tungslehrganges zu beginnen und spätestens in
der zweiten Woche nach Beendigung des Lehr-
ganges abzuschließen. Ort und Termin sind vom
Prüfungssenat festzulegen und spätestens vier
Wochen vor Abhaltung der Prüfung den Teil-
nehmern des Vorbereitungslehrganges bekannt-
zugeben.

(4) Der einem Fach entsprechende Prüfungsteil
kann bereits vor dem in Abs. 3 genannten Ter-
min abgehalten werden, sofern der Unterricht
im betreffenden Fach gemäß Unterrichtsplan ab-
geschlossen ist. Der Prüfungstermin ist in diesem
Fall über Vorschlag des für den Unterricht des
Faches zuständigen Universitätslehrers festzulegen
und den Teilnehmern des Vorbereitungslehrgan-
ges spätestens vier Wochen vor Abhaltung des
Prüfungsteiles bekanntzugeben.

(5) Beherrscht ein Lehrgangsteilnehmer ein
Fach zu Beginn des Lehrganges in dem vom
Lehrplan festgelegten Ausmaß, so kann er über
seinen Antrag vom Prüfungssenat im ersten
Monat des Vorbereitungslehrganges zur Able-
gung des Prüfungsteiles über dieses Fach zuge-
lassen werden. Der für den Unterricht des
Faches zuständige Universitätslehrer ist zu hören.

(6) Ist ein Kandidat nachweislich durch Krank-
heit oder ein sonstiges unvorhergesehenes oder
unabwendbares Ereignis, das er nicht selbst ver-
schuldet hat, verhindert, die Studienberechti-
gungsprüfung oder einen Teil derselben zum fest-
gesetzten Termin zu absolvieren, so hat ihm der
Prüfungssenat einen Ersatztermin zuzuweisen. Bei
Anberaumung des Termines sind die jeweiligen
Umstände, insbesondere eine schwere oder länger
dauernde Krankheit, au berücksichtigen. Der
Kandidat ist zu hören.

Durchführung der Studienberechtigungsprüfung

§ 5. (1) Der Prüfungssenat hat anläßlich der
Genehmigung des Unterrichtsplanes (§ 3 Abs. 4)
hinsichtlich jedes Faches nach dessen Eigenart zu
entscheiden, ob es mündlich oder schriftlich oder
schriftlich und mündlich zu prüfen ist. Der für
den Unterricht des Faches zuständige Universi-
tätslehrer Ast vor Beschlußfassung zu hören. Das
Fach „Philosophisch-theologische Grundlagen"
ist im Rahmen der abschließenden Prüfung
schriftlich und mündlich zu prüfen.

(2) Ein schriftlicher Prüfungsteil ist vor dem
zugehörigen mündlichen abzuhalten.

(3) Die Prüfungsaufgaben für schriftliche Prü-
fungsteile sind über Vorschlag des zuständigen
Prüfers vom Prüfungssenat spätestens eine Woche
vor Abhaltung des Prüfungsteiles festzulegen.
Beziehen sich schriftliche Arbeiten auf mehrere
Fächer zugleich, so werden die Aufgaben von
den beteiligten Prüfern gemeinsam vorgeschlagen.
Der Vorsitzende des Prüfungssenates hat darauf
zu achten, daß die festgelegten Prüfungsaufgaben
den Kandidaten nicht vorzeitig bekannt werden.

(4) Die Arbeitszeit für schriftliche Prüfungs-
teile ist nach dem Umfang der Aufgabenstellung
festzulegen. Sie beträgt mindestens eineinhalb
und höchstens vier Stunden. Wenn schriftliche
Prüfungsteile von mehreren Kandidaten gleich-
zeitig abgelegt werden, sind ihnen dieselben
Aufgaben zu stellen. Der Vorsitzende des Prü-
fungssenates hat für eine geeignete Aufsicht bei
der Durchführung der schriftlichen Arbeiten zu
sorgen. Für einen Tag darf nicht mehr als ein
schriftlicher Prüfungsteil anberaumt werden.

(5) Die Prüfungsdauer der mündlichen Prüfung
(eines mündlichen Prüfungsteiles) soll bei einem
Kandidaten in einem vorzeitig abgelegten Prü-
fungsteil (§ 4 Abs. 4 und 5) dreißig Minuten
und im Rahmen der abschließenden Prüfung
eine Stunde in der Regel nicht überschreiten.

(6) Die Prüfungsfragen der mündlichen Prü-
fung sind nach Möglichkeit so auszuwählen, daß
der Kandidat seine Einsicht in die Fachzusam-
menhänge darzutun vermag. Die Mitglieder des
Prüfungssenates können sich im Rahmen der
vom Prüfer gestellten Fragen am Prüfungsge-
spräch beteiligen.

(7) Die im Rahmen der mündlichen Prüfung
(mündlichen Prüfungsteile) gestellten Fragen, die
Prüfungsaufgaben für schriftliche Arbeiten und
das Ergebnis der Beurteilung (§ 6 Abs. 3 und 4)
samt stichwortartiger Angabe der für diese Be-
urteilung maßgeblichen Gesichtspunkte sind in
einem Prüfungsprotokoll festzuhalten.

Beurteilung der Studienberechtigungsprüfung

§ 6. (1) Schriftliche Arbeiten sind vom Prü-
fer durchzusehen und unter Anfügung einer be-
wertenden Stellungnahme dem Prüfungssenat
zur Beurteilung vorzulegen. Bezieht sich eine
schriftliche Arbeit auf mehrere Fächer, so ist sie
von den beteiligten Prüfern für ihr jeweiliges
Fach durchzuseihen und mit einer Stellungnahme
zu versehen.

(2) Bei der Beurteilung der mündlichen Prü-
fung ist neben der bei Beantwortung der Prü-
fungsfragen gezeigten Kenntnis des lehrplanmä-
ßigen Unterrichtsstoffes auch die Fähigkeit des
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Kandidaten zu berücksichtigen, sich in einer dem
Gegenstand entsprechenden Weise zusammen-
hängend auszudrücken und im Gespräch mit
dem Prüfer das erworbene Wissen folgerichtig
anzuwenden.

{3) Nach Beendigung der Studienberechti-
gungsprüfung eines Kandidaten entscheidet der.
Prüfungssenat auf Grund der in den einzelnen
Prüfungsteilen erwiesenen Leistungen in nicht-
öffentlicher Sitzung über Vorschlag der Prüfer
nach Aussprache zwischen den Senatsmitgliedern
über den Erfolg der Studienberechtigungsprü-
fung. Die Beurteilung lautet auf „bestanden",
wenn die Beherrschung der im Lehrplan festge-
legten Lehrstoffe und die Erreichung der Lehr-
ziele jedes Faches in einem Ausmaß nachgewie-
sen wurden, das erwarten läßt, daß der Kandidat
den Anforderungen des angestrebten Studiums
gewachsen sein wird. Andernfalls lautet die Be-
urteilung auf „nicht bestanden". Bei Stimmen-
gleichheit ist die für den Kandidaten günstigere
Meinung als beschlossen anzusehen. Das Ergebnis
ist dem Kandidaten mündlich mitzuteilen.

(4) Vorzeitig abgelegte Prüfungsteile (§ 4
Abs. 4 und 5) sind unter sinngemäßer Anwen-
dung der Abs. 1 bis 3 zu beurteilen. Das ent-
sprechende Fach ist im Fall der positiven Beur-
teilung für den betreffenden Kandidaten nicht
mehr Prüfungsgegenstand.

Wiederholung der Studienberechtigungsprüfung

§ 7. (1) Wurde ein vorzeitig abgelegter Prü-
fungsteil (§ 4 Abs. 4 und 5) nicht bestanden, so
ist eine einmalige Wiederholung zulässig, welche
im Fall des § 4 Abs. 5 den Abschluß des ent-
sprechenden Faches gemäß Unterrichtsplan vor-
aussetzt.

(2) Wurde die Studienberechtigungsprüfung
mit „nicht bestanden" beurteilt, so ist eine ein-
malige Wiederholung zulässig. Der Prüfungsse-
nat hat den Stoff der Wiederholungsprüfung auf
die für die negative Beurteilung maßgeblichen
Gegenstände einzuschränken und demnach den
Zeitpunkt der Wiederholungsprüfung minde-
stens zwei Monate und höchstens sechs Monate
nach dem Termin der Studienberechtigungsprü-
fung festzusetzen.

Prüfungssenat

§ 8. (1) Der Prüfungssenat ist bei Anwesen-
heit von wenigstens zwei Dritteln seiner Mit-
glieder beschlußfähig und entscheidet mit einfa-
cher Stimmenmehrheit. Stimmenthaltung ist un-
zulässig. Der Vorsitzende stimmt mit.

(2) Der Vorsitzende des Prüfungssenates be-
ruft die Sitzungen ein und leitet sie. Er führt
die laufenden Geschäfte des Prüfungssenates und
sorgt für die Protokollierung der Beschlüsse und
für die Führung des Prüfungsprotokolls (§ 5
Abs. 7).

(3) Der Prüfungssenat kann den Vorsitzenden
ermächtigen, einzelne genau bezeichnete Angele-
genheiten für den Senat zu entscheiden. Von
einer derartigen Ermächtigung sind die Bestel-
lung von Prüfern (§ 4 Abs. 2) sowie die Durch-
führung und Beurteilung der Studienberechti-
gungsprüfung ausgenommen.

(4) Ist der Vorsitzende des Prüfungssenates als
Prüfer tätig, so hat sein gewählter Stellvertreter
die Funktion des Vorsitzenden zu übernehmen.

Studienberechtigung

§ 9. (1) Die bestandene Studienberechtigungs-
prüfung berechtigt zum Studium der fachtheolo-
gischen, der selbständigen religionspädagogischen
und der kombinierten religionspädagogischen
Studienrichtung nach dem Bundesgesetz über
katholisch-theologische Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 293/1969.

(2) Soweit die für die im Abs. 1 genannten
Studien geltenden Studienvorschriften die Kom-
bination mit einer weiteren Studienrichtung
(einem weiteren Studienzweig) vorschreiben,
haben Kandidaten, die ein derartiges Studium
anstreben, eine weitere Studienberechtigung zu
erwerben. Der für die Studienberechtigungsprü-
fung auf Grund eines weiteren Vorbereitungs-
lehrganges zuständige Prüfungssenat hat dem
Kandidaten über dessen Antrag nach erfolgter
Zulassung zum Lehrgang die Lehr- und Prü-
fungsgegenstände in dem Maß einzuschränken,
in dem sie nach dem Lehrplan (§ 3) dieser Ver-
ordnung bereits als absolviert zu betnachten sind.

(3) Über die bestandene Studienberechtigungs-
prüfung ist dem Kandidaten vom Vorsitzenden
des Prüfungssenates ein Zeugnis auszustellen,
das insbesondere die Prüfungsfächer und die er-
worbene Studienberechtigung (Abs. 1) ausweist.

(4) Das Recht, die Studienberechtigung für
eine weitere Studienrichtung (einen weiteren
Studienzweig) nach Maßgabe der Verordnung
über die Berufsreifeprüfung zum Erwerb der
Studienberechtigung an wissenschaftlichen Hoch-
schulen, StGBl. Nr. 167/1945, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 25/1947 zu er-
werben, wird durch die Bestimmungen des Abs. 2
nicht berührt.

Firnberg
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Anlage

LEHRPLAN DES THEOLOGISCHEN VORBEREITUNGSLEHRGANGES

A. ALLGEMEINE UNTERRICHTSGRUND-
SÄTZE

1. Bei der Auswahl der Lehrinhalte ist auf
den Zusammenhang mit den Fächern der
Studien zu achten, auf die der Lehrgang vor-
bereitet.

2. Der Unterricht des Vorbereitungslehrganges
ist als Ganzes zu sehen und durch ent-
sprechende zeitliche und inhaltliche Koordi-
nation der Fächer und Unterrichtseinheiten
entsprechend zu gestalten.

3. Besonders zu Beginn des Vorbereitungslehr-
ganges ist auf das verschiedene Wissens- und
Verständnisniveau der Teilnehmer Rücksicht
zu nehmen und durch Beratung und dif-
ferenzierte Aufgabenstellung auf eine allen
Teilnehmern gemeinsame Ausgangsbasis hin-
zuarbeiten.

4. Nach Maßgabe der personellen Möglich-
keiten, der Erfordernisse des jeweiligen
Faches und der Verschiedenheit des Wissens-
und Verständnisniveaus der Teilnehmer ist
der Unterricht in kleinen Gruppen anzu-
streben.

5. Der Unterricht hat auf die besondere Lern-
disposition von Erwachsenen Bedacht zu
nehmen. Die Teilnehmer sind unter Be-
rücksichtigung der Eigenart der jeweiligen
Lehrstoffe zur aktiven Teilnahme am Unter-
richtsgeschehen, zur kritischen argumenta-
tiven Auseinandersetzung mit dem Lehr-
stoff, insbesondere aus der Sicht ihrer bis-
herigen Erfahrungen, und zum gemeinsamen
Lernen anzuregen.

6. In allen Fächern sind den Lehrgangsteil-
nehmern Anleitungen zum methodisch
richtigen Lernen zu geben; durch regel-
mäßige Überprüfung des Lernfortschrittes
sind sie überdies zur kontinuierlichen Be-
schäftigung mit dem Lehrstoff anzuhalten.
Regelmäßig sind Unterrichtseinheiten der
Wiederholung bzw. Übung des bisher Ge-
lernten zu widmen.

7. Die Teilnehmer des Vorbereitungslehrganges
sind mit der universitären Studienwirklich-
keit vertraut zu machen. Dies kann insbe-
sondere durch den Besuch geeigneter studien-
planmäßiger Lehrveranstaltungen jener Stu-
dien geschehen, auf die der Lehrgang vor-
bereitet. Derartige Lehrbesuche sollen in
Form einer Nachbesprechung, nach Möglich-
keit zusammen mit ordentlichen Hörern
der betreffenden Studien aufgearbeitet wer-

den. Die Fähigkeit, die wesentlichen Lehr-
inhalte in einer eigenen Mitschrift für
Zwecke des individuellen Studiums festzu-
halten, ist hiebei besonders zu schulen.

B. BILDUNGS- UND LEHRZIELE, LEHR-
STOFF UND DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE

DER EINZELNEN FÄCHER

1. Philosophisch-theologische Grundlagen

a) Bildungs- und Lehrziele:
Philosophie: Verständnis der Aufgabe und

Art philosophischen Denkens im Unterschied
zu anderen Formen der Realitätserschließung,
insbesondere in den Naturwissenschaften; Kennt-
nis der Bedeutung der Philosophie für die Theolo-
gie sowie möglicher Verhältnisbestimmungen von
Philosophie und Einzelwissenschaften; Einfüh-
rung in die Philosophie anhand der historischen
und systematischen Darstellung eines klassischen
Hauptthemas der Philosophie; Förderung folge-
richtigen Denkens.

Theologie: Vermittlung eines altersgemäß
reflektierten Glaubens- und Kirchenverständnis-
ses; überblicksmäßige Kenntnis des Inhaltes der
Heiligen Schrift; Kenntnis theologischer Grund-
begriffe.

b) Lehrstoff:
Philosophie: exemplarische Vermittlung philo-

sophischen Denkens an den repräsentativen
historischen Ausprägungen eines klassischen
Hauptthemas der Philosophie (z. B. Anthropo-
logie; Erkenntnisproblem; philosophische Gottes-
lehre) mit Lektüre entsprechender Texte; haupt-
sächliche Inhalte und Methoden der Philosophie;
Philosophie und Einzelwissenschaften (im beson-
deren Theologie).

Theologie: kursorische Lektüre der Heiligen
Schrift; Hauptthemen der kirchlichen Lehrver-
kündigung.

c) Didaktische Grundsätze:
Im ausgewählten philosophischen Hauptthema

ist auf die Bedeutung grundlegender Begriffe
der philosophischen Fachsprache besonders einzu-
gehen. Anhand der Lektüre philosophischer
Texte soll exemplarisch auch die geschichtliche
Gebundenheit philosophischen Denkens aufge-
wiesen wenden. Die Verknüpfung der Philosophie
mit Problemstellungen der Psychologie, Pädago-
gik und Soziologie ist aufzuzeigen. Der Über-
gang von den philosophischen zu den theologi-
schen Themen soll nach Möglichkeit anhand des
philosophischen Hauptthemas erfolgen, um Ge-
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meinsamkeit und Verschiedenheit von Philosophie
und Theologie deutlich zu machen. Die An-
schauungen und Erfahrungen der Teilnehmer
sollen als Ausgangspunkt und Diskussionsgegen-
stand in den Unterricht einbezogen werden.

2. Deutsch

a) Bildungs- und Lehrziele:
Gewandte Beherrschung der Schriftsprache im

mündlichen und schiliftlichen Ausdruck; Kennen
und Erkennen der wichtigsten literarischen
Gattungen; Kenntnis der hauptsächlichen litera-
rischen Interpretationsverfahren und Fähigkeit zu
ihrer Anwendung; Verständnis der Sprache als
Kommunikationsmittel mit sprachlichen und
außersprachlichen Bestimmungsfaktoren; Grund-
kenntnisse der Methodik wissenschaftlichen Ar-
beitens im Bereich der Philosophie und Theologie.

b) Lehrstoff:
Grundzüge der Grammatik (Wortarten, Syn-

tax, Satzzeichen); Lektüre, Analyse und Inter-
pretation von alltagssprachlichen, poetischen und
wissenschaftlichen Texten; schriftliche Arbeiten
mit Besprechung orthographischer und stilisti-
scher Mängel; Redeübungen mit anschließender
Sachdiskussion zur Schulung der Ausdrucksfähig-
keit in der Debatte; Abfassung von Exzerpten
und Protokollen; Anleitung zur Bibliotheks-
benützung; Auffinden von Literatur zu einem
gestellten Thema; Zitieren; Anlage einer Kartei.

c) Didaktische Grundsätze:
Orthographische, grammatikalische und stilisti-

sche Mängel sind laufend aufzuarbeiten. In die
Methodik des wissenschaftlichen Arbeitens soll
unter Berücksichtigung der Themen der „Philoso-
phisch-theologischen Grundlagen" vorwiegend in
der zweiten Hälfte des Vorbereitungslehrganges
eingeführt werden.

3. Latein

a) Bildungs- und Lehrziele:
Kenntnis der Grammatik und Syntax sowie

Aneignung eines grundlegenden Wortschatzes,
um bei Heranziehung des Wörterbuches kirchliche
Texte in lateinischer Sprache lesen und über-
setzen zu können.

b) Lehrstoff:
Formenlehre: Deklination der Substantiva;

Deklination und Komparation der Adjektiva;

Bildung und Komparation der Adverbia; Dekli-
nation der Pronomina und Numeralia; Kon-
jugation des Verbums einschließlich des Konjunk-
tivs, der Bildungen des Perfektstammes und der
Partizipia des Präsens und des Perfekts; „esse"
und seine Komposita.

Satzlehre: Satzanalyse; Verwendung des Kon-
junktivs; Konjunktionen ut, cum, quod; AcI und
ablativus absolutus; indirekte Rede; direkte und
indirekte Frage. Übungen und Festigung der
Wort- und Satzlehre an einfachen liturgischen
Texten, Textproben aus der Vulgata und aus
Konzilstexten.

c) Didaktische Grundsätze:
Der Schwerpunkt ist auf das Erkennen einzel-

ner Wort- und Satzformen bei der möglichst
früh zu beginnenden Lektüre einfacher Texte zu
legen. Auf die Zusammenstellung von Zusammen-
gehörigem (Bedeutungsfelder, Wortfamilien) und
auf verwandte Bildungen im Deutschen bzw.
Termini der philosophischen und theologischen
Fachsprache ist besonders hinzuweisen. Der Um-
gang mit dem Wörterbuch ist von Anfang an
zu üben.

4. Geschichte

a) Bildungs- und Lehrziele:
Einübung in geschichtliches und historisch-

kritisches Denken; überblicksartige Kenntnis der
Grundzüge und Entwicklungslinien der allgemei-
nen Geschichte.

b) Lehrstoff:
Geschichte des alten Orients (als Hintergrund

für die Geschichte Israels); griechisch-römische
Geschichte (als Hintergrund des frühen Christen-
tums); europäische Geschichte (als Hintergrund
der Kirchen- und Philosophiegeschichte); Wechsel-
beziehungen zwischen kirchlichen, kulturellen,
sozialen und politischen Entwicklungen am Bei-
spiel einer dafür geeigneten Epoche; Lektüre,
Analyse und Interpretation ausgewählter Quel-
lenstücke.

c) Didaktische Grundsätze:
Bei der Behandlung geschichtlicher Epochen

sind vor allem geistes- und sozialgeschichtliche
Zusammenhänge aufzuzeigen; eine Vollständig-
keit im Faktenwissen ist nicht anzustreben. Die
Gegenwartsbedeutung historischer Problemstel-
lungen ist nach Möglichkeit herauszuarbeiten.
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